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Die Europäische Union ist im
Umbruch. Die Erweiterung
um zehn neue Mitgliedsstaa-

ten ist der Sprung in eine neue Qua-
lität. Die Union überwindet damit
die Ost-West-Spaltung Europas.
Sie gewinnt an politischer und öko-
nomischer Potenz – aber zugleich
wächst auch das wirtschaftliche
und kulturelle Gefälle innerhalb der
Gemeinschaft. Im Prozess der
Erweiterung sind deshalb auch
neue interne Verteilungskämpfe
und politische Spannungen ange-
legt. Denn die Nationalstaaten mit
ihren spezifischen Traditionen, poli-
tischen Orientierungen und Interes-
sen lösen sich nicht einfach in die
Europäische Union auf wie Würfel-
zucker in einem Glas Wasser. Sie
übertragen einen Teil ihrer Souver-
änität auf die Union, und zugleich
bleiben sie die dominanten Akteure
innerhalb der Gemeinschaft. Des-
halb spielt auch der Konflikt um
Mehrheitsentscheidungen und um
das Stimmengewicht der einzelnen
Staaten in der Union eine so zen-
trale Rolle.

Umso wichtiger sind zwei große
Projekte, die parallel zur Erweite-
rung angegangen wurden: Zum
einen die Verständigung auf ge-
meinsame Ziele und Grundwerte;
zum anderen die Reform der
europäischen Institutionen, damit
die erweiterte Union entscheidungs-
und handlungsfähig bleibt. Dazu
gehört auch eine Stärkung der Mit-
wirkungsrechte des Europäischen
Parlaments. Beides wurde im Ver-
fassungsvertrag gebündelt, der
noch von den Mitgliedsstaaten
angenommen werden muss. In
Frankreich, Großbritannien, Polen
und einigen anderen Ländern fällt
die Entscheidung in einem Referen-
dum. Dabei sind die Reformen drin-
gend nötig, damit der große Sprung
nach vorn nicht in einer Lähmung
der Europäischen Gemeinschaft
endet, zumal die Neuverhandlung
des Haushalts und der internen
Finanzverteilung noch ins Haus
steht.

Bisher entwickelte sich die Union
ohne einen strategischen Plan. Man
setzte einen Schritt vor den anderen
und hielt die Frage der »Finalität«
offen. Auch die Entscheidung, der
Türkei die Türen für einen Beitritt
zu öffnen, wurde nach dieser Metho-

Aufbruch zu neuen Ufern

Zwischen Erweiterung 
und Integration 

Liebe Leserin, lieber Leser,

die Feuerwerke, die in der Nacht zum 1. Mai 2004 die
EU-Erweiterung  begleiteten, sahen die BürgerInnen in
den alten EU-Ländern mit gemischten Gefühlen. Auf der
einen Seite herrschte Freude über die europäische Eini-
gung, auf der anderen Bedenken über zusätzliche wirt-
schaftliche Belastungen und Ängste vor grenzüberschrei-
tender Kriminalität. 

Was wissen die BürgerInnen von ihren neuen Nachbarn?
Die Europäische Union begleitete den Erweiterungspro-
zess mit PRINCE, einem Informationsprogramm für die
BürgerInnen Europas. Sie sollten informiert, ihr Zuge-
hörigkeitsgefühl zu einer erweiterten Union gestärkt wer-
den. »Flüsse verbinden europäische Regionen. Die EU-
Erweiterung als Chance« war der Titel des Projektes, mit

dem die Grüne Bildungswerkstatt Österreich, die Stichting
Duurzame Solidariteit aus den Niederlanden sowie die Hein-
rich-Böll-Stiftung und ihre Landesstiftungen an diesem Pro-
gramm mit mehr als 30 Tagungen und Kongressen teilnahmen.
Diese Beilage dokumentiert einige Ergebnisse des Projektes.

Die jüngste Runde der EU-Erweiterung ist vollzogen, neue
Herausforderungen kündigen sich an. Ein Beitritt der Türkei
wird sowohl das Land selbst wie die EU tiefgreifend verän-
dern. Wie steht es mit der Ukraine und der Region des südli-
chen Kaukasus? Und welche Rolle kann Europa bei der
Demokratisierung des Nahen und Mittleren Ostens spielen?
Diesen Fragen wollen wir mit dieser Beilage nachgehen. Sie
bietet einen Blick über die Grenzen des heutigen EU-Europa
hinaus. ■

■ 6. AUSSENPOLITISCHE 
JAHRESTAGUNG 2005
der Heinrich-Böll-Stiftung  
DIE NEUE EU 
UND IHRE NACHBARN
Donnerstag/Freitag, 2. – 3. Juni 2005

Ort: Berlin-Brandenburgische Akademie
Gendarmenmarkt, Berlin

Nach der Ost- und Süderweiterung 2004
stößt Europa geografisch und kulturell
an neue Grenzen. Außerhalb der Gren-
zen der EU wird die Erweiterung eine
Umgestaltung der politischen und wirt-

EDITORIAL von Michael Stognienko

schaftlichen Beziehungen zu anderen
Teilen der Welt zur Folge haben.
Die gegenseitige politische und wirt-
schaftliche Abhängigkeit zwischen der
EU und ihren Nachbarn ist bereits Rea-
lität. Auch wenn weitere Staaten der EU
beitreten werden, so wird doch heute
deutlich, dass das Instrument des EU-
Beitritts an seine Grenzen stößt. Andere
abgestufte Formen der Integration und
Kooperation müssen die Erweiterung
ergänzen.

Die beiden Schwerpunkte unserer Veran-
staltung, die Kooperation in den Berei-

chen Sicherheit und nachhaltiges Wirt-
schaften, sollen in regionalen Workshops
vertieft werden. Dabei sollen drei Teilre-
gionen, in denen die Heinrich-Böll-Stif-
tung Projekte durchführt und mit Part-
nerorganisationen arbeitet, besonders in
Augenschein genommen werden: die
Ukraine, die drei Staaten des südlichen
Kaukasus und die Staaten des Nahen
und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas,
die schon innerhalb des Barcelona-
Abkommens mit der EU zusammen-
arbeiten. ■

Informationen: aussenpolitik@boell.de

Grenzbrücke Frankfurt-Slubice, Foto: dpa

de getroffen: Man verhandelt,
schiebt den Beitritt möglichst
lange hinaus, und dann sieht man
weiter. De facto geht es dabei aber
um fundamentale Fragen für das
Selbstverständnis, die politische
Rolle und die künftigen Grenzen
der EU. Sie werden in den näch-
sten Jahren beantwortet werden
müssen, wenn das europäische
Schiff nicht ins Schlingern geraten
soll.

Es gibt gute Gründe für einen
Beitritt der Türkei. Der europäi-
sche Stabilitätsraum würde damit
weit nach Südosten ausgedehnt.
Die Perspektive des Beitritts wirkt
als Katalysator für demokratische
Reformen im Land, und gegenüber
der islamischen Welt kann daraus
ein Modell für die Vereinbarkeit
von Islam und Moderne entstehen.
Die Entscheidung für die Türkei ist
im Kern eine geostrategische Ent-
scheidung. Die EU versteht sich
nicht mehr als selbstgenügsame
Insel des Wohlstands und der Sta-
bilität. Sie schickt sich an, eine
eigenständige Rolle als Global-
player zu spielen und aktive Nach-
barschaftspolitik gegenüber dem
Nahen und Mittleren Osten zu
betreiben. In diesem Zusammen-
hang bekommt die Türkei eine
strategische Bedeutung, auch als
Scharnier zum Kaukasus und Zen-
tralasien.

Man sollte sich nicht über die
Tragweite dieser Entscheidung
hinwegtäuschen. Die Türkei ist
ökonomisch, demographisch und
politisch ein anderer Brocken als
die bisherigen Neumitglieder. Ihre
vom Kemalismus geprägte politi-
sche Kultur, ihr noch nicht postmo-
dern erkalteter Nationalismus, ihr
Umgang mit Minderheiten (wie
den KurdInnen) und der eigenen
Geschichte (wie dem Genozid an
den ArmenierInnen) stehen einer
Integration noch im Weg. Die EU
begibt sich damit auf eine Reise ins
Ungewisse, noch bevor sie die letz-
te Erweiterungsrunde bewältigt
hat. Das gilt umso mehr, als ein
Beitritt der Türkei flankiert sein
wird von einer Reihe weiterer
Staaten: Bulgarien und Rumänien
sind bereits für 2007 gebucht, als
nächstes steht Kroatien vor der
Tür, die anderen Balkan-Staaten
werden folgen. Und mit welchem
Recht will man einer reformierten
Ukraine auf Dauer die Mitglied-
schaft verweigern, einem Land, das
geographisch, historisch und kultu-
rell sehr viel eindeutiger zu Europa
gehört als die Türkei? Das aus
Brüssel kolportierte Motto »Die
Türkei und Schluss« ist weder red-
lich noch realistisch. Folgt man der
Logik, dass die Erweiterung der
EU das zuverlässigste Mittel  >>

Herausforderung Türkei

NACHBARSCHAFTEN IN EUROPA

DEMOKRATISIERUNG

Welche Rolle spielt 
Europa im Nahen Osten? 
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>> zur Befriedung der europäi-
schen Peripherie ist, wird die
Gemeinschaft in absehbarer Zeit
auf 33 oder 35 Mitglieder wachsen.

Das wird nicht einfach ein quanti-
tatives Wachstum sein, sondern eine
qualitative Veränderung. Erweite-
rung und Integration, die beiden
bisherigen Entwicklungsachsen der
EU, treten zunehmend in Konflikt
miteinander. Die vertiefte Integrati-
on, also das Zusammenwachsen der
europäischen Staaten und Völker zu
einer politischen Union, wird durch
permanente Expansion gefährdet.
Es spricht vieles dafür, dass eine EU
vom Atlantik bis zum Kaukasus
eher einem Staatenbund als einem
Bundesstaat gleicht. Denn eine
Union, die Vorrang vor den Natio-
nalstaaten haben soll, braucht ein
Mindestmaß von Zusammenge-
hörigkeitsgefühl, von gegenseitiger
Kenntnis, gegenseitigem Vertrauen
und wechselseitiger Solidarität der
europäischen Völker. Sie braucht
eine europäische Öffentlichkeit, die
eine gemeinsame politische Sprache
spricht. Davon sind wir auch inner-
halb der jetzigen EU noch weit ent-
fernt.

Wir stehen an der Schwelle weit-
reichender Entscheidungen über
den Charakter, die innere Verfas-
sung und die weltpolitische Rolle
der Union. Nicht zuletzt geht es
darum, die Europäische Einigung
wieder stärker zu einem Anliegen
der europäischen BürgerInnen zu
machen. Eine europäische Zivilge-
sellschaft, eine europäische Öffent-
lichkeit, eine europäische Demo-
kratie und ein europäisches »Wir-
Gefühl« müssen sich erst noch her-
ausbilden. Dabei kommt es ent-
scheidend auf grenzüberschreitende
Kontakte »von unten« an, auf die
europäische Kooperation von Städ-
ten und Regionen, Schulen und
Hochschulen, KulturproduzentIn-
nen und politischen AkteurInnen.
Dazu wollen wir nach Kräften bei-
tragen. ■

Deutsche Politiker und Wirt-
schaftsführer erblicken im Osten
das Land, in dem Milch und Honig
fließen. Doch wer genau hinsieht,
nimmt eine große Ölpfütze und den
Geruch von Gas wahr. Russland
und der kaspische Raum sollen die
Energieversorgung Europas unab-
hängiger von den Produzenten des
Nahen Ostens machen. Europäi-
sche Firmen bewerben sich, in Kon-
kurrenz mit US-Unternehmen, um
Investitionen in Milliardenhöhe.
Die Politik soll für gute Beziehun-
gen und Stabilität sorgen.

Mit Russland hat die Europäi-
sche Union deshalb eine strategi-
sche Energiepartnerschaft abge-
schlossen. Deutsche, französische
und britische Firmen investieren
mit Unterstützung europäischer
Entwicklungsbanken massiv in die
Öl- und Gasförderung. Dabei
geraten auch bisher unberührte
Naturräume unter Druck. Ölboh-
rungen der Firma Lukoil bedro-

Ralf Fücks

ist Vorstand der 

Heinrich-Böll-Stiftung

hen die Sandstrände der Kuri-
schen Nehrung vor Kaliningrad.
Vor der ostsibirischen Insel Sach-
alin wachsen Bohrtürme aus dem
Nordpazifik. Tankerunglücke be-
drohen die Meeresfauna und
damit die Lebensgrundlage der
einheimischen Fischer. Das Pipe-
linesystem nach China und Japan
zerschneidet die bis heute un-
berührten Wälder der Taiga.

Die Ölpipeline von der aser-
baidschanischen Hauptstadt Baku
bis zum türkischen Ceyhan wurde
vom obersten Gericht Georgiens
gestoppt, weil sie einen National-
park bedroht. Das Gericht in Tiflis
bemängelte außerdem die fehlen-
de BürgerInnenbeteiligung. Wer
über den Energiereichtum und
seine Verwendung entscheidet, ist
in vielen Ländern auch eine
Demokratiefrage. Die Diktatur in
Aserbaidschan wird durch die Öl-
Oligarchen stabilisiert. Die demo-
kratische Opposition kämpft

Reformdruck weggenommen. Statt-
dessen müssen die Kopenhagener
Kriterien angelegt werden – wo
Marktregulierung, Partizipation
und Menschenrechte gelten, muss
ein Beitritt möglich sein. Von kultu-
reller Homogenität ist dort nicht die
Rede. Die Ausstrahlung, die Wir-
kung des acquis communautaire
wird übrigens schon früher spürbar.
Das zeigt die Erfolgsgeschichte der
früheren Beitrittsrunden.

Zu bedenken ist, ob eine institu-
tionelle Überforderung der EU zu
erwarten sein könnte. Das ist ein
ernsthafter Punkt. Hier bleibt
zunächst abzuwarten, ob die neue
Verfassung der EU die Ratifika-
tionsprozeduren übersteht und wie
sie in der Praxis greift. Funktioniert
sie, wird sie auch weitere Beitritte
in begrenztem Umfang über die
nächsten 15 Jahre aushalten. 

In der Summe heißt dies: Schon
vor den ukrainischen Demonstratio-
nen wäre es vernünftig gewesen, der
Ukraine eine grundsätzliche EU-
Perspektive in Aussicht zu stellen.
Und schon vorher wäre es unver-
nünftig gewesen, den Beitritt bald
einzuleiten. Genau aus diesem
Grund wurde eine »neue Nachbar-
schaftspolitik« eingeleitet – aber
noch nicht mit Leben gefüllt. Und
an dieser Stelle ist nun ein dringli-
cher Handlungsbedarf entstanden. 

Der Ukraine muss eine klare und
eindeutige europäische Perspektive
angeboten werden, die später in
einer Mitgliedschaft münden kann.
Als Voraussetzung dafür muss sich
das Land in der Perspektive den
Kopenhagener Kriterien deutlich
annähern. Es sind also Schritte sei-

··································
VON KLAUS SEGBERS
··································

Spannende Ereignisse wie die
gesellschaftlichen Bewegun-
gen in Kiew, in der Ost- und

Westukraine beflügeln neben der
medialen oft auch die politische
Phantasie. Eigentlich mittel- und
längerfristige Vorgänge wie die
politische, wirtschaftliche und
soziale Modernisierung scheinen
dann wie im Zeitraffer beschleunigt
werden zu können. Das ist jedoch
oft – und so auch derzeit in der
Ukraine – nicht der Fall.

Zunächst sollte kein Zweifel
daran bestehen, dass sich die ukrai-
nische Gesellschaft in einem ver-
nünftig definierten Europa befindet.
Was also sind mögliche Einwände
gegen eine europäische Institutiona-
lisierung des Landes? Historische
Prägungen wie die Zeitpunkte von
Aufklärung, Individualisierung und
Gewaltenteilung mögen noch eine
gewisse Rolle spielen, in Zeiten der
Postmoderne und der Globalisie-
rung sind sie aber nicht mehr ent-
scheidend. Historische Pfadabhän-
gigkeiten sind teilweise noch spür-
bar, aber oft nicht mehr ausschlag-
gebend. Es gibt also für die Ukraine
keine prinzipiellen Hürden, europäi-
schen Institutionen wie den Regelsys-
temen der EU beizutreten – sobald
die Aufnahmekriterien erfüllt und
Verhandlungen abgeschlossen sind.
Dasselbe gilt natürlich für die Tür-
kei, Belarus und Moldova.

Ein prinzipieller Vorbehalt, ein
grundsätzliches »Nein« würden
unbeabsichtigte negative Wirkun-
gen auslösen. Bleibt die Tür
grundsätzlich verschlossen, werden
ReformerInnen entmutigt und

Sascha Müller-Kraenner leitet 

die Referatsgruppe Europa/Nord-

amerika der Heinrich-Böll-Stiftung.

tens der Ukraine selbst gefordert,
die herausfinden und zeigen muss,
dass sie als ganze Gesellschaft den
überwiegenden Wunsch entwickelt,
eine Annäherung an die EU anzu-
streben. Dies kann der Ukraine nie-
mand abnehmen. Die entsprechende
und erforderliche Position der EU
soll darin bestehen, diese Perspektive
zu eröffnen.

Ein sinnvoller Termin für eine
Zwischenbilanz bietet sich 2007 an.
Dann ist mit dem Beitritt Rumäni-
ens und Bulgariens, eventuell auch
Kroatiens zu rechnen. Die Verhand-
lungen mit der Türkei sind 2007 im
dritten Jahr. Dann könnte auf einer
Regierungskonferenz geprüft wer-
den, wie sich die bis dahin hoffent-
lich geltende neue europäische Ver-
fassung bewährt, wie die anstehen-
den Erweiterungen laufen und wie
sich die innere Lage in der Ukraine
entwickelt hat.

Bis dahin muss zweierlei vermie-
den werden: ein aktualistischer
Übereifer, der die Ukraine nun
plötzlich beitrittsfähig redet oder
sie für eine Kandidaten-Alternative
zur Türkei hält und – nach dem
absehbaren Wegsacken des media-
len Interesses – das erneute Erlah-
men jeder Aufmerksamkeit für die-
ses große und wichtige Nachbar-
land. Die entscheidenden Weichen
müssen in der Ukraine selbst
gestellt werden. Aber die Ignoranz
Resteuropas darf sich nicht wieder
in den Vordergrund schieben. Was
übrigens auch für Belarus und Mol-
dova gilt. ■

darum, dass die Öl-Einnahmen
durch das Parlament kontrolliert
werden können. Lokale Nichtregie-
rungsorganisationen fordern, an
der Trassenplanung beteiligt zu
werden.

Durch die Ukraine und den süd-
lichen Kaukasus fließen das russi-
sche und kaspische Öl und Gas
nach Europa. Wer dort das Sagen
hat, interessierte deswegen nicht
nur die DemonstrantInnen auf dem
Platz der Unabhängigkeit in Kiew,
sondern auch den russischen Präsi-
denten. Die Europäische Union
allerdings sollte ihre Energiepoli-
tik nicht nur am Ziel der Versor-
gungssicherheit orientieren, son-
dern auf mehr regionale Koopera-
tion bei der Nutzung und dem
Transport  von Öl und Gas dringen.
Der Bau und Verlauf neuer Pipe-
lines sollten gemeinschaftlich fest-
gelegt und nicht zum Objekt geo-
strategischen Ränkespiels gemacht
werden.

Neben der Absicht, den Zugang
zu Energieressourcen zu sichern,
hat sich die Europäische Union ein
anspruchsvolles Klimaschutzziel
gesetzt. Dieses gerät in Gefahr,
wenn die strategische Energiepart-
nerschaft mit den östlichen Nach-
barn ausschließlich auf Öl und Gas
beruht. Sonne, Wind und Biomas-
se hätten auch in Russland und der
Ukraine ein hohes Potenzial. Die
Energieressourcen im Wilden
Osten liegen nicht alle unter der
Erde.

Auch am EU-Emissionshan-
delssystem könnten sich die neuen
Nachbarn der EU beteiligen.
Schließlich hat Russlands Unter-
schrift das Kioto-Abkommen erst
in Kraft gesetzt. Auch an der
Umsetzung sollten sich Russland,
die Ukraine und andere nun betei-
ligen. ■

Künftiges EU-Mitglied
Ukraine?

SASCHA MUELLER-KRAENNER

Das Öl im Osten

Eine grundsätzliche europäische Perspektive für die Region tut Not – auch wenn

es für Beitrittsverhandlungen noch zu früh ist

WAS KANN DIE EU TUN, UM
DIE ZIVILGESELLSCHAFT IN
DER UKRAINE ZU STÄRKEN?

VON IRYNA SOLONENKO

Obwohl von brutalen Übergriffen
der staatlichen Autoritäten ge-
kennzeichnet, haben die Präsi-
dentschaftswahlen gezeigt, dass
sich in der Ukraine eine dynami-
sche Zivilgesellschaft entwickelt.
Aufgabe der Ukraine und der
Europäischen Union ist es jetzt,
diese Bewegung aufrechtzuerhal-
ten und die weitere Entwicklung
der Zivilgesellschaft zu fördern.
In symbolischer Hinsicht ist eine
klare Ermutigung der ukraini-
schen Hoffnungen auf eine Teilha-
be an Europa notwendig. Ein
guter Start war die Entscheidung
des Europarates vom 13. Januar,
die Hohen Repräsentanten und
die Kommission einzuladen, nach
Wegen zur Stärkung der Zusam-
menarbeit mit der Ukraine zu
suchen. Äußerungen, die die
Möglichkeit einer  EU-Mitglied-
schaft der Ukraine ausschließen,
wären zum jetzigen Zeitpunkt
gefährlich.
In praktischer Hinsicht sollte die
EU zivilgesellschaftliche Organi-
sationen finanziell und technisch
verstärkt unterstützen, bevor im
Jahr 2007 die neue Budgetlinie
der EU und das Programm für
Europäische Nachbarschaft und
Partnerschaft eingeführt werden.
Die derzeitigen Verfahren im
EU-Programm TACIS sind zu
langsam und bürokratisch. Die
beiden nächsten Jahre werden
ausschlaggebend sein, deshalb
muss die EU schnellere Reakti-
onsmöglichkeiten entwickeln, um
der ukrainischen Zivilgesellschaft
in dieser wichtigen Periode zu
helfen.
Die ukrainische Regierung sollte
von der EU ermutigt werden,
VertreterInnen der Zivilgesell-
schaft in den politischen Prozess
einzubeziehen. Dies würde die
Legitimität der neuen Regierung
befördern, deren Bevölkerung im
Verlauf der brutalen Wahlkam-
pagne gespalten worden ist.
Da die Parlaments- und Regional-
wahlen im nächsten Jahr auf der
Grundlage von Parteilisten statt-
finden, sind Kooperationen mit
den politischen Parteien wichtig.
Zudem werden mit dem voraus-
sichtlichen In-Kraft-Treten der
neuen ukrainischen Verfassung
im September viele Entschei-
dungsbefugnisse des Präsidenten
an das Parlament fallen, womit
sich die Zuständigkeiten der Par-
teien erweitern. Für ihre Ent-
wicklung wird daher gezielte
Hilfe benötigt, etwa in Form von
Schulungen und Unterstützung in
der Entwicklung von Parteipro-
grammen und internen Strukturen.
Die EU sollte sich bei der
Abwicklung des Visa-Verkehrs
mit der Ukraine öffnen. So lange
es nicht möglich ist, das Land von
der Schengen-Liste zu streichen,
sollte es Möglichkeiten für einfa-
chere Visa-Prozeduren auf der
Grundlage von Schengen geben.
Dies ist vor allem notwendig, um
die zwischenmenschlichen Kontak-
te zwischen den Grenzregionen der
Ukraine und ihren westlichen
Nachbarn zu verbessern. ■

EU-Perspektive für Ukraine 

Klaus Segbers ist Professor am Otto-Suhr-

und am Osteuropa-Institut der FU Berlin

und gehört dem Europa-Fachbeirat der

Heinrich-Böll-Stiftung an.

Iryna Solonenko ist Direktorin des

Europa-Programmes der Internatio-

nal Renaissance Foundation in Kiew.
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··································
VON HELGA SCHULTZ
··································

Allein an den europäischen
Grenzen findet man mehr als
60 Doppelstädte – Städte, die

einander unmittelbar benachbart
sind und zu zwei verschiedenen
Staaten gehören. Fast alle Doppel-
städte liegen sich an Flüssen
gegenüber. Grenzüberschreitende
Nachbarschaft gehört hier zum All-
tag. Wie Alberto Gasparini feststell-
te, haben die Bewohner von Grenz-
städten größeres Interesse an der
Nachbarregion auf der anderen
Seite der Grenze als an weiter ent-
fernten Regionen des eigenen Lan-
des. Die Doppelstädte sind aufeinan-
der angewiesen, sie können es sich
gar nicht leisten, einander zu igno-
rieren, denn sie sind relativ
schwach. Ihr Hinterland ist halbiert,
die Ressourcen sind begrenzt. Wer-
den Doppelstädte deshalb Pioniere
geglückter interkultureller Bezie-
hungen, gar Laboratorien der
europäischen Integration? Können
sie Kristallisationskerne eines trans-
nationalen Europäertums bilden,
wie SoziologInnen auf der Suche
nach einer gemeinsamen Identität
von Grenzregionen meinen?

In den geteilten Städten des öst-
lichen Europa ist das Trauma der
Grenzziehung noch nicht hinter dem
Horizont der Erinnerung ver-
schwunden. Die Narben wurden auf-
gerissen, wenn die nationale
Zugehörigkeit wiederholt wechsel-
te. Jeder Wechsel entfachte die
nationalen Leidenschaften und war
mit neuer Bedrückung der unterle-
genen Nationalität verbunden.
Nationale Geschichtsbilder prägen
die Überlieferung, treffen an den
Grenzen aufeinander und stehen,
wenn sie sich nicht zur Deckung
bringen lassen, der Herausbildung
einer gemeinsamen Identität im
Wege.

Grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit entwickelt sich nicht als
Selbstorganisation, auch wenn es
dafür die besten Voraussetzungen
wie eine gemeinsame Geschichte,
gemeinsame Interessen, Zweispra-
chigkeit, verwandtschaftliche Be-
ziehungen und eine offene Grenze
gibt. Institutionalisierung ist not-
wendig, um aus Städtepaaren, die
einander gewissermaßen den Rücken
zukehren, Doppelstädte werden zu
lassen, die ihre schwachen Kräfte
zusammentun, um aus der Grenzlage
das Beste zu machen. Da die Nieder-
legung der inneren Grenzen in den
neunziger Jahren zum zentralen Pro-
jekt der Europäischen Union wurde,

hat sie diese Institutionalisierung
mit finanzstarken Programmen wie
INTERREG und PHARE CBC kräf-
tig befördert. Nicht nur innerhalb
des alten, westlich des einstigen
Eisernen Vorhangs gelegenen, Euro-
pa wurden in den neunziger Jahren
zwischen allen Doppelstädten bin-
dende Verträge geschlossen, auch an
der vormaligen Systemgrenze wuchs
die Neigung, sich auf den Weg zur
echten Doppelstadt zu begeben.
Inwieweit die Institutionalisierung
aber mit der Bildung einer grenzü-
berschreitenden Identität einher-
geht, bleibt allerdings die Frage.

Das drängendste gemeinsame
Problem stellte in der Regel die Lage
am Fluss dar, die Wasserreinhaltung
und der Hochwasserschutz, der
Unterhalt und Bau von Brücken.
Allerdings ist gerade in diesem
Bereich wegen der hohen Kosten und
der politischen Kompetenzen immer
auch die Mitwirkung beider Regie-
rungen nötig. Abwasseraufbereitung
war eines der ersten Projekte der
Doppelstädte Tornio-Haparanda und
Valença-Tui. Die gemeinsame Klär-
anlage von Guben-Gubin, die sich in
Gubin befindet, wurde mit erhebli-
chen Mitteln vom Programm
INTERREG II gefördert und auf der
EXPO 2000 vorgestellt. Zwischen
Narva und Iwangorod entwickeln
sich die Dinge naturgemäß in umge-
kehrter Richtung, von der gemeinsa-
men Wasser- und Abwasserversor-
gung unter der Sowjetherrschaft zu
einem regelrechten Wasserkrieg im
Jahre 1998. Damals stoppte das
Wasserwerk in Narva die Lieferun-
gen wegen heilloser Verschuldung
der russischen Seite, woraufhin die
Iwangoroder begannen, ihre unge-
klärten Abwässer in den Fluss zu lei-
ten. Die Lösung musste auf Regie-
rungsebene verhandelt werden. Es

Wer die Donau auf der win-
digen Elisabethbrücke
überquert, befindet sich

innerhalb weniger Minuten in einem
anderen Staat. Der Fluss trennt die
ehemals vereinte Stadt in das slo-
wakische Komárno und das ungari-
sche Komárom. Dass man nach dem
Überqueren der Grenze nicht unbe-
dingt den Eindruck hat, sich in
einem anderen Land zu befinden,
liegt vor allem daran, dass auf bei-
den Seiten des Donauufers vorwie-
gend Ungarisch gesprochen wird.
Hüben wie drüben leben überwie-
gend Menschen ungarischer Natio-
nalität – und selbst die hier leben-
den SlowakInnen sind der ungari-
schen Sprache meist mächtig

Die Donau als Grenze besteht seit
den Friedensverträgen nach dem
Ersten Weltkrieg. Durch die Grün-
dung des tschechoslowakischen
Staates gelangte ein großer Teil
ehemals ungarischen Gebietes an
das Nachbarland. Heute ist das auf
slowakischer Seite liegende Komár-
no mit seinen nahezu 40.000 Ein-
wohnern etwa doppelt so groß wie
seine Schwesterstadt. Gleichzeitig
ist Komárno das wichtigste kultu-
relle Zentrum der in der Slowakei
lebenden ungarischen Minderheit.
In dem nach dem ungarischen
Romantiker Mór Jókai benannten
Theater finden ausschließlich Vor-
stellungen in ungarischer Sprache
statt – für die BewohnerInnen bei-
der Seiten. Die Bedingungen hierfür
wurden erst vor kurzem durch die
Unterzeichnung eines langfristigen
binationalen Vertrages zur materi-
ellen Förderung der kulturellen
Zusammenarbeit der beiden Natio-
nen geschaffen. Nachdem die slowa-
kische Politik den kulturellen
Bedürfnissen der ungarischen Min-
derheit lange skeptisch, ja mis-
strauisch, gegenüber stand, wurde
im Zuge der EU-Erweiterung die
grenzüberschreitende Zusammenar-
beit auf vielen Gebieten verstärkt.

So werden in Komárno seit kurz-
em sogar die Sitzungen des Rathau-
ses auf Ungarisch abgehalten – mit

EU-Förderung

Europäische Zwillinge
gibt eigentlich keine Zwillingsstadt,
in der nicht ein gemeinsames wasser-
wirtschaftliches Projekt im Gespräch
ist.

Das Zusammenwachsen zu einem
Stadtorganismus ungeachtet der
trennenden nationalen Grenze ist
ausdrückliches Ziel. Den Titel Euro-
pastadt haben sich neben den Pionie-
ren an den nördlichen und westlichen
Grenzen auch zwei Städtepaare an
der Oder-Neiße-Grenze auf ihre Fah-
nen geheftet. In allen diesen Fällen
haben gemeinsame Körperschaften
die grenzüberschreitenden Kompe-
tenzen der Gemeinden zumindest
teilweise übernommen. Alle Ent-
scheidungen werden auf Grund völli-
ger Gleichberechtigung und Autono-
mie der beiden Gemeinden getroffen,
ohne Ansehen der Einwohnerzahl
und Finanzkraft der Partner. Jedes
andere Vorgehen würde das Vertrau-
en zerstören. Angesichts der vielfäl-
tigen Ungleichheit innerhalb jedes
Städtepaares ist dieses Prinzip
besonders wichtig.

Die Pioniere der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit klagen über
die Unzulänglichkeiten des gesetzli-
chen Rahmens. Die gemeinsamen
Körperschaften bleiben beschränkt
in ihrer Entscheidungskompetenz.
Ihre Entscheidungen müssen des-
halb in der Regel von den jeweiligen
Stadträten formell in Kraft gesetzt
werden. Die Rechtsangleichung ist
selbst innerhalb der Europäischen
Union noch nicht hinreichend für
eine solche enge Zusammenarbeit.
EURODE trägt die unterschiedli-
chen Rechtssysteme wie einen Mühl-
stein um den Hals und spricht von
einem gewissen Maß an Anarchie,
das an den nationalen Gesetzen vor-
bei praktiziert werden muss. Bei der
Suche nach Lösungen befindet man
sich tatsächlich in einem Laborato-
rium der europäischen Integration.
Die Doppelstädte tragen so die Uto-
pie der einen, grenzüberwindenden
Stadt in den Alltag. Auch diese Uto-
pie ist ein Projekt der Eliten, sie ist
es im Kleinen, wie die Europäische
Union es im Größeren ist. Die
Schicksale der Utopien entscheiden
sich im Alltag. Wie stumpfsinnig
und beharrend wäre der Alltag ohne
Utopien?  ■ 

Prof. Dr. Helga Schultz ist Inhaberin des

Lehrstuhls für Wirtschafts- und Sozialge-

schichte der Neuzeit der Europa-Universität

Viadrina Frankfurt (Oder) und Leiterin des

Forschungsprojektes »Geschichte der

deutsch-polnischen Grenzregion im Ver-

gleich«. Der Text ist eine stark gekürzte

Fassung ihres Vortrags »Doppelstädte in

Europa«, gehalten auf der internationalen

Tagung »Stadt – Grenze – Fluss«, die am

29. und 30.4. 2004 im Collegium Poloni-

cum in Slubice stattfand. Veranstalter

waren die Europa-Universität Viadrina, 

die Adam Mickiewicz Universität und die 

Heinrich-Böll-Stiftung.

GÉZA SÁPI

Die Donau-
Doppelstadt

Neu in Europa 
13 Doppelstädte liegen nach der

Erweiterung an den neuen EU-

Binnengrenzen:

Deutschland/Polen:
Frankfurt (Oder)/Slubice, 
Görlitz/Zgorzelec, Guben/Gubin
Tschechien/Polen: _
OeskoToín/Cieszyn, Náchod/
Kudowa Zdrój
Italien/Slowenien: 
Gorizia/Nova Gorica
Ungarn/Slowakische Republik:
Komárom/Komárno,
Esztergom/Stúrovo, 
Hidasnemeti/Sena
Lettland/Estland: Valka/Valga
Österreich/Tschechien:
Gmünd/Ceska Velenice 
Österreich/Slowenien:
Bad Radkersburg/Gornja Radgona 
Ungarn/Slowenien:
Rédics/Lendava

Zustimmung der slowakischen
Stadtabgeordneten. »Die Beziehun-
gen zwischen den seit langem in der
Stadt lebenden Slowaken und
Ungarn sind sehr gut. Vorurteile
gibt es wenige. Extreme Elemente
finden sich jedoch immer. Sie spie-
len aber hier keine große Rolle«,
sagt Mihály Mácza, der ehemalige
Vizebürgermeister von Komárno.

Der Stolz der KomárnoerInnen
ist die vor kurzem eröffnete unga-
rischsprachige Selye-János-Univer-
sität. An den drei Fakultäten wur-
den im ersten Jahr 300 StudentIn-
nen immatrikuliert. Ziel ist es, ihre
Zahl auf 2.000 NeueinsteigerInnen
pro Jahr zu erhöhen. Trotz des eif-
rigen Kulturlebens hat die Stadt mit
gravierenden wirtschaftlichen Pro-
blemen zu kämpfen. Nach der
Wende wurden große Industriebe-
triebe geschlossen. Die Arbeitslo-
senquote liegt zurzeit bei rund 25
Prozent. Viele versuchen daher, im
ungarischen Komárom eine Anstel-
lung zu finden, denn hier sieht die
Situation ganz anders aus.
Komárom hat sich in den letzten
Jahren dank der Großinvestoren
Audi und Nokia, die in der Umge-
bung ihre Produktionswerke errich-
teten, zur blühenden Wirtschaftsre-
gion entwickelt. Die Betriebe locken
Arbeitskräfte auch von jenseits der
Donau an. Tagtäglich pendeln sie
über die Brücke auf die ungarische
Seite. Sprachbarrieren existieren
nicht, und die Arbeitgeber freuen
sich über die gut ausgebildeten
Arbeitskräfte. 

Durch die Aufnahme der Slowa-
kei und Ungarns in die Europäische
Union werden den beiden Städten
Fördergelder zur gemeinsamen
Stadtentwicklung zur Verfügung
stehen. Schon jetzt liegen Pläne für
eine neue Brücke fertig auf dem
Tisch. Die alte Elisabeth-Brücke
reicht allein nicht mehr aus, um den
Andrang des grenzüberschreitenden
Verkehrs zu bewältigen.  ■

Doppelstädte sind für die EU kein neues Phänomen. Doch auch nach der Erweite-
rung gilt: Grenzüberschreitende Zusammenarbeit bedarf der Institutionalisierung 

Géza Sápi studiert Internationale Betriebs-

wirtschaftslehre an der Europa-Universität

Viadrina in Frankfurt/Oder.

Transeuropäisches Netz
Die Grundlagen für den Aufbau eines Transeuropäischen Verkehrsnetzes
(TEN) wurden 1996 geschaffen. Vereinbart wurden gemeinschaftliche
Leitlinien für den Ausbau von 58.000 km Fernstraßen, 70.000 km
Schienen und 12.000 km Schiffswegenetz bis zum Jahr 2010. Beson-
derer Wert wurde dabei gelegt auf grenzüberschreitende Verbindungen,
Beseitigung von Schwachstellen innerhalb der nationalen Netze, eine
optimale Nutzung der vorhandenen Kapazitäten, einen umweltverträg-
lichen Aus- und Aufbau des Verkehrsnetzes sowie homogene wirt-
schaftliche und soziale Bedingungen.
In der Umsetzung allerdings verhindert z.B. der gleichzeitige Ausbau
parallel verlaufender Straßen, Schienennetze und Wasserstraßen eine
abgestimmte und damit optimale Nutzung aller Kapazitäten. Auch
werden die in den Leitlinien ausdrücklich verlangten Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen nicht wünschenswert umgesetzt. Umfassende Nut-
zen-Kosten-Analysen bleiben aus, so dass etwa enorme Summen in den
TEN-Ausbau gesteckt werden, während sich die öffentlichen Verkehrs-
mittel aus Ressourcenmangel auf Ballungsräume konzentrieren müssen. 

Links zum Thema: 
EUROPÄISCHE UNION:
Trans-European Networks (TEN): 
http://europa.eu.int/comm/ten/index_en.html (englisch) 
BUND:
http://www.bundberlin.de/index.php?id=85&type=10
http://vorort.bund.net/verkehr/ themen/themen_41/themen_114.htm
(z.T. englisch)

Neue Donaubrücke zwischen 

Ungarn und der Slowakei

Fotos: dpa



Gemeinsame Flussdeklaration

vom oder zum Hafen per LKW und
die oft monatelangen Betriebsunter-
brechung durch Niedrigwasser und
Eisgang. Zudem geht der Trend weg
von Massengütern hin zu leichtge-
wichtigen und höherwertigen
Gütern, die immer häufiger in Con-
tainern transportiert werden. Diese
müssen möglichst schnell zu festge-
legten Zeiten (»Just in time«) beim
Empfänger ankommen. Darauf hat
sich die Binnenschifffahrt bislang
nicht ausreichend eingestellt.

Für einen konkurrenzfähigen
Containertransport sind heute
moderne Umschlagseinrichtungen,
eine ausgefeilte Logistik in Zusam-
menarbeit mit Bahn und LKW
sowie gezielte Angebotsstrategien
für ausgewählte Relationen – nicht
aber ein immer größerer Tiefgang
der Schiffe notwendig! Daher ist die
Anpassung der Flüsse an immer
größere Schiffe volkswirtschaftlich
ineffizient und angesichts der Ent-
wicklungen im Güterverkehr auch
nicht geeignet, den Transportanteil
der Binnenschifffahrt zu steigern.
Aus ökologischen und verkehrspoli-
tischen Gründen wäre es deshalb
sinnvoll, die Binnenschifffahrt
selbst gezielt so zu modernisieren,
dass sie auf den vorhandenen
Kanälen und Flüssen wirtschaftlich
arbeiten kann. Die knappen finanzi-
ellen Ressourcen des Staates sind
deshalb auf die Substanzsicherung
und die ökologische Umgestaltung
der vorhandenen Wasserstraßen zu
konzentrieren.

Um die Anforderungen der
WRRL umzusetzen, müssen mit
einem Programm zum ökologischen
Hochwasserschutz Überschwem-
mungsflächen zurückgewonnen,
Deiche zurückverlegt und Flüsse
und Auen renaturiert werden. Dazu
bedarf es gemeinsamer Handlungs-
strategien von Bund, Ländern und
Kommunen. Dies ist mit den derzei-
tigen ineffizienten, sich gegenseitig
behindernden Verwaltungsstruktu-
ren nicht möglich. Dafür müssen die
Zuständigkeiten der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes
sowie der Naturschutz- und Was-
serwirtschaftsverwaltungen der
Länder neu geordnet werden. ■
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Beate Lange und Manfred Krauß sind Mit-

arbeiter im BUND-Projekt Binnenschiff-

fahrt. Nähere Informationen dazu unter

http://vorort.bund.net/verkehr/themen/the-

men_6/themen_6.htm.

Mit 2.780 km ist die Donau der
zweitlängste Fluss Europas. 13
Staaten mit 81 Millionen Anwoh-
nerInnen teilen sich das 801.463
km2 große Einzugsgebiet. Die
Donau ist Bindeglied für einen
sehr reichhaltigen Kultur- und
Wirtschaftsraum, der von Mittel-
bis Südosteuropa reicht und sechs
EU-Mitgliedsstaaten sowie drei
Beitrittskandidaten umfasst. Mit
den Alpen und den Karpaten, der
Puszta, dem Karst und dem
Donaudelta verfügt der Donau-
raum über bedeutende Naturland-
schaften mit einem noch sehr rei-
chen Naturinventar, ist aber seit
über 150 Jahren auch eine Region
extremer Umwelteingriffe. Tausen-
de großer und kleiner Staudämme
wurden gebaut, die Flussläufe be-
gradigt, kanalisiert und umgeleitet.
Zahllose Feuchtgebiete wurden
trockengelegt, 80 Prozent der Donau-
auen sind dabei verloren gegangen.
Nicht oder nur unzureichend gerei-
nigte Abwässer aus Kommunen und
Landwirtschaft machen die Donau
zum größten Verschmutzer des
Schwarzen Meeres.

Eine Trendwende in Richtung
ökologischem Gewässermanage-
ment setzte Anfang der neunziger
Jahre ein und veränderte die
Gewässerpolitik aller Donaustaa-
ten. Einen großen Anteil an der
verbesserten grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit haben die
1994 unterzeichnete Donau-
schutzkonvention und deren
begleitende Förderungsprogram-
me durch UNDP/ GEF (Global
Environment Facility bis 2007)
und EU-PHARE. Heute hat die
eng koordinierte Arbeit der IKSD
(Donauschutzkommission) mit
dem Sekretariat in Wien weltwei-
ten Modellcharakter für erfolgrei-
ches Einzugsgebietsmanagement.

Unbestritten ist mittlerweile,
dass Flussrenaturierungen positive
Auswirkungen auf die Hochwas-
ser-Retention und Nährstoffrück-
haltung haben, weshalb solche
Programme auch politisch attrak-
tiv sind. Das österreichische
Living-Rivers-Programm (1998-
2000) war ein viel beachtetes
Modellvorhaben, wurde aber
inzwischen – trotz des Donauhoch-
wassers 2002 – stark reduziert.
Die WWF River-Watch-Kampagne
bilanzierte Anfang 2004 sogar 80
km Rodungen der Ufervegetation
an 23 Flüssen. Auf politischer
Ebene ist die Hochwasserpolitik in
Österreich noch kaum verbreitet,
obwohl Erkenntnisse und Hand-
lungsbedarf unbestritten sind. 

Aufgrund der großen Reformdy-
namik unter den Regierungen der
EU-Beitrittsländer ist zu erwarten,
dass diese schon bald die Mess-
latten für die Umsetzung (umwelt-)
politischer Reformen höher legen
werden. Das gilt etwa für integrier-
te Flussgebietsprogramme, denn
Länder wie Rumänien, Slowenien
oder Ungarn gehen die Umsetzung
der EU-Wasser- und Habitatsricht-
linien inzwischen mit großem Elan
an. Das wird die alten EU-Mitglie-
der schon in einigen Jahren in Er-
staunen versetzen. ■

Alexander Zinke ist Umwelt-Konsulent

mit Sitz in Wien und arbeitet seit 1989

in integrierten Gewässermanagement-

projekten im gesamten Donauraum.

Den Auftakt des EU-Projekts »Flüsse ver-

binden« bildete im Herbst 2003 die von

der Heinrich-Böll-Stiftung Brandenburg

und dem BUND Berlin organisierte inter-

nationale Konferenz »Flüsse in Mittel-

und Osteuropa – ökologische Perspekti-

ven für das transEuropäische Netzwerk

für Verkehr (TEN)«. 120 TeilnehmerIn-

nen aus Deutschland, Frankreich, Polen,

der Tschechischen Republik, der Slowa-

kei, Rumänien und Brüssel hinterfragten

in Potsdam die massiven Ausbaupläne der

Flüsse und verabschiedeten eine gemein-

same Deklaration, die wir im Auszug do-

kumentieren.

Natürliche Flusslandschaften sind unser
Kapital
Flüsse und ihre Flusslandschaften
zählen zu den sensibelsten und zugleich
auch artenreichsten Ökosystemen Mit-
teleuropas. Auf Grund vielfacher Nut-
zung durch Siedlungen, Industrie, Ver-
kehrswege und Bewirtschaftung durch
intensive Landwirtschaft sowie durch
Wasserkraftanlagen sind rund 80 Pro-
zent der Flussauen verloren gegangen.
Auch der Ausbau der Flüsse zu Wasser-
straßen hat die Hochwassergefahr ver-
stärkt und zusätzlich die Artenvielfalt
stark reduziert. Trotzdem sind die natür-

lichen Flusslandschaften in Mitteleuro-
pa die Lebensadern der Region und stel-
len eine wichtige Grundlage der dort le-
benden Bevölkerung dar.
Flüsse und deren Ausbauplanungen zu
Wasserstraßen auf nationaler und EU-
Ebene
In Kenntnis der Planungen über den Aus-
bau entlang mehrerer Flüsse in Mitteleu-
ropa zeigen sich die TeilnehmerInnen der
Konferenz besorgt über
– das TEN (transEuropäisches Netz-
werk für Verkehr) der Europäischen
Union, das auf den weiteren Ausbau der
Flüsse setzt, wie z.B. der Donau auf
1.000 Flusskilometer,
– die Favorisierung für den Bau des Do-
nau-Oder-Elbe Kanals in der Tschechi-
schen Republik, Österreich und der Slo-
wakei,
– den nach wie vor existierenden großen
Druck in Deutschland für einen weiteren
Ausbau von Elbe, Saale, Havel/Spree,
Oder und Donau,
– das polnische Gesetz zur Modernisierung
des Oder-Wassersystems, mit dem ein mas-
siver Ausbau der Oder verbunden ist.
Die KonferenzteilnehmerInnen fordern:
– Das von der Wasserrahmenrichtlinie
geforderte Verschlechterungsverbot für
Gewässer und die Zielsetzung des Errei-

kannt und eine Reihe von Gesetzen
und Verordnungen zum Schutz von
Natur und Gewässern erlassen.
Viele naturnahe Flussabschnitte
sind inzwischen nach der »Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie« (FFH)
Bestandteil des europaweiten Schutz-
gebietssystems Natura 2000. Eine
ökologische Verbesserung aller
Gewässer wird durch die Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) gefor-
dert. Danach darf sich deren ökolo-
gische Qualität schon heute nicht
weiter verschlechtern!

Dennoch und trotz der ökologisch
dramatischen Folgen wird durch das
Bundesverkehrsministerium der wei-
tere Ausbau von Havel und Spree
(Projekt 17), Elbe, Saale, Oder,
Main, Weser und Donau für Binnen-

··································
VON BEATE LANGE 
UND MANFRED KRAUSS
··································

Naturnahe Flüsse und ihre
Auen gehören zu den arten-
reichsten Naturräumen Eu-

ropas. Flusslandschaften zählen
inzwischen aber auch zu den am
stärksten geschädigten Ökosyste-
men. In den letzten 150 Jahren
wurden sie intensiv begradigt, kana-
lisiert und mit Staustufen verbaut.
So wurden eine dauerhafte Besied-
lung der Flussauen und die bessere
Nutzung der Flüsse durch die
Schifffahrt möglich. Zugleich stieg
jedoch mit der Verkleinerung der
Auen durch Deiche die Hochwasser-
gefahr, wie 1997 an der Oder und
2002 an der Elbe zu sehen war.

Dass es so wie bisher nicht weiter
gehen kann, hat auch die EU er-

schiffe mit immer größeren Abmes-
sungen und Tiefgang vorangetrie-
ben.

Das verkehrspolitische Ziel die-
ser milliardenschweren Investitio-
nen – die Verlagerung großer Teile
des Güterverkehrs von der Straße
auf das Wasser – wird dadurch
allerdings nicht erreicht. Denn trotz
eines explodierenden Wachstums
des Güterverkehrs stagniert die Ver-
kehrsleistung der Binnenschifffahrt
– mit Ausnahme des Rheins, wo
rund 80 Prozent der von ihr in
Deutschland erbrachten Transporte
stattfinden. Die Ursache für die
negative Entwicklung liegt vor
allem in der geringen Nachfrage
und den systembedingten Nachtei-
len des Binnenschiffs. Dazu zählen
die geringe Raumerschließung,
zusätzliche Umladekosten durch
den meist notwendigen Transport

Binnenschiff-
fahrt auf lebendigen Flüssen

Statt immer größerer Schiffe sind eine effizientere Logistik,
geänderte Zuständigkeiten und Maßnahmen zum Hochwasser-
schutz nötig

chens eines »guten ökologischen Zu-
stands« über ein integriertes Flussge-
bietsmanagement muss auch entlang der
großen Flüsse in Mitteleuropa eingehal-
ten werden.
– Keine nationalen oder EU-Mittel soll-
ten für den Bau von (Teil)strecken des
TEN zur Verfügung gestellt werden, so-
lange keine unabhängige Kosten/Nut-
zen-Analyse von allen möglichen Varian-
ten gemacht wurde.
– Um den guten Zustand der Flüsse zu be-
wahren und zu entwickeln, fordern wir
eine umweltverträgliche Binnenschiff-
fahrt. Wir gehen von dem Grundsatz aus,
dass die Maße der Schiffe den Flüssen
anzupassen sind und nicht umgekehrt.
– Statt per Binnenschiff soll der Trans-
port in Mittel- und Osteuropa vor allem
über das ausgedehnte Schienennetz er-
folgen. Die dafür notwendige Instandset-
zung der Bahn-Infrastruktur ist ökono-
misch sinnvoller und ökologisch verträg-
licher als ein Ausbau der Flüsse.

Potsdam, den  8.11.2003 

Die Deklaration im vollständigen Wort-

laut findet sich unter www.fluesse-ver-

binden.net und auf der CD-ROM (Bestel-

ladresse: siehe letzte Seite).

Fotos auf dieser Seite: Manfred Krauß

Investitionen ökologisch verfehlt

ALEXANDER ZINKE

AN DER SCHÖNEN 
BLAUEN DONAU



5FLÜSSE VERBINDEN EUROPA

·································
VON OLIVER GLASER
·································

Hier der Stadtverkehr, dort
der Regionalverkehr – durch
Schnittstellen verbunden,

aber nicht miteinander verwoben.
So präsentiert sich bis heute der
öffentliche Nahverkehr in vielen
Ballungsräumen. Ganz anders ist
die Situation im badischen Karlsru-
he. Hier hatte sich der Gemeinderat
in den sechziger Jahren bewusst für
den Ausbau der Straßenbahn ausge-
sprochen. Zug um Zug wurden die
Strecken auf eigene Bahnkörper
verlegt, Vorrangschaltungen an den
Ampeln sicherten die »eingebaute
Vorfahrt« für neue moderne Stra-
ßenbahnfahrzeuge. Ein derart leis-
tungsfähiges Streckennetz war die
Grundvoraussetzung für das »Karls-
ruher Modell«: die Verknüpfung
bestehender Eisenbahnstrecken mit
dem Netz der Straßenbahn.

Gegen den Trend der Zeit wurde
damals die heruntergewirtschaftete
Eisenbahnstrecke ins nahe Albtal
nicht stillgelegt, sondern grundle-
gend saniert und mit dem städti-
schen Straßenbahnnetz verknüpft.
»Umsteigefrei vom Karlsruher
Marktplatz mitten in den Schwarz-
wald« hieß das Motto schon in den
Sechzigern und bald folgte die Ver-
längerung in den Karlsruher Nor-
den über die »Hardtbahn«. Als S1
ist diese Linie heute eine der wich-
tigsten im gesamten Stadtbahnnetz,
verbindet sie doch große Siedlungs-
gebiete mit der Karlsruher Innen-
stadt und erschließt damit umstei-
gefrei nahezu alle wichtigen Ziele
des Oberzentrums. Auf dem Weg in
die Stadt wechselt der Zug jedoch

INTELLIGENTE LOGISTIK
VON PETER KLAUS

Angesichts kaum vermehrbarer, in
Teilbereichen schon jetzt überbean-
spruchter Ressourcen an Verkehrs-
raum, Energie und Belastbarkeit der
Ökosysteme ist die erfolgreiche Aus-
einandersetzung mit Verkehrsaufkom-
men zu einer der großen Herausforde-
rungen unserer Zeit geworden. Welche
Möglichkeiten ergeben sich hier durch
»intelligente Logistik«? Bisher ist das
Bewusstsein, dass es solche Möglich-
keiten gibt, welche Hebelwirkung sie
entfalten könnten und wie diese durch
verkehrs-, wirtschaftspolitische und
unternehmerischen Aktivitäten ver-
stärkt werden könnten, noch sehr we-
nig ausgeprägt. Dabei werden heute
schon in vielen Wirtschaftsbranchen
neue intelligente Konzepte der Bünde-
lung kleinstückiger, auch terminkriti-
scher Gütertransporte, z.B. in der
Form von »Inbound-Logistik«-Syste-

men der großen Einzelhandelsorgani-
sationen, durch intelligente »Cluster-
bildung« von transportintensiven Zu-
lieferungen für die Automobilindustrie
in unmittelbarer Nähe von Montage-
werken oder durch »Cross-Docking«-
Konzepte erfolgreich realisiert. Die ge-
zielte geförderte Übertragung solcher
Konzepte auf verkehrsintensive Bran-
chen wie z.B. die Bauwirtschaft, die
Möbelindustrie und das Handwerk
könnte zu erheblichen Reduzierungen
führen und die Entstehung von Logis-
tik-Netzwerkstrukturen ermöglichen.
In denen können dann – zumindest par-
tiell – mehr Schienen- und Wasser-
straßentransporte möglich werden. 
Auch die aktive Verbesserung der Lo-
gistik der Verkehrsunternehmen, z.B.
durch »kooperatives Transportmana-
gement« zwischen Unternehmen mit
ähnlichen Beschaffungs- und Vertei-

Romuald Buryn ist Diplom-Biologe und

seit 1997 Leiter des Nationalparks 

Unteres Odertal: www.unteres-odertal.de

unbemerkt seine Funktion: Wäh-
rend er auf den Außenstrecken nach
dem Regelwerk der Eisenbahn
(EBO) fährt, mit relativ hohen
Geschwindigkeiten und moderner
Signaltechnik, gilt in der Stadt die
Betriebsordnung für Straßenbahnen
mit geringeren Geschwindigkeiten
und kurzen Haltestellenabständen.
Beflügelt von den erheblichen Fahr-
gastzuwächsen auf der S1, entstand
die Idee, das Umland mit weiteren
Stadtbahnlinien zu erschließen,
boten sich doch hierfür die von der
Stilllegung bedrohten Strecken der
DB an.

Eine Verknüpfung mit dem
Straßenbahnnetz lag nahe, doch
stellte sich – im Gegensatz zur Alb-
talbahn – das Problem unterschied-
licher Stromsysteme. Die Straßen-
bahn fährt mit Gleichstrom,
während die DB Wechselstrom
benutzt. Um mit einem Fahrzeug
auf beiden Netzen fahren zu kön-
nen, entwickelte die AVG in Zusam-
menarbeit mit der Industrie einen
Stadtbahnwagen, der sowohl mit
Gleich- als auch mit Wechselstrom
betrieben werden kann.

Nachdem alle technischen und
rechtlichen Hürden beseitigt waren,
konnte 1992 zwischen der Karlsru-
her Innenstadt und Bretten schließ-
lich die erste 2-System-Stadtbahn-
linie eingeweiht werden. Herzstück
dieser neuen Verbindung war die
Systemwechselstelle, die das Eisen-
bahn- von dem Straßenbahnnetz
trennt. An dieser Stelle schaltet das
Fahrzeug selbstständig und für den
Fahrgast fast unmerklich von
Gleich- auf Wechselstrom um. Neue

Haltepunkte, bequeme Fahrzeuge,
dichte Taktfolge, lange Betriebszei-
ten und die umsteigefreie Verbin-
dung in die Karlsruher Innenstadt
brachten einen durchschlagenden
Erfolg. Von einem Tag auf den
anderen stieg die Fahrgastzahl von
2.000 auf 8.000 Personen an, heute
befördert die Stadtbahn täglich
16.000 Fahrgäste auf der einst von
der Stilllegung bedrohten Strecke.
Mit Einführung einheitlicher Tarif-
und Verbundstrukturen konnte das
regionale Stadtbahnnetz binnen
zehn Jahren auf über 500 km
Streckenlänge anwachsen.

Auf den Zielfilmen der Bahnen
liest man mondäne Namen wie
Baden-Baden oder Bad Wildbad,
man fährt zum Langlauf nach Freu-
denstadt und zur Weinprobe ins
Kraichgau. Heilbronn entschied sich
gar für eine neue Straßenbahn-
strecke in die Innenstadt

Das Karlsruher Modell zeigt
auch den wirtschaftlichen Erfolg,
den eine Verkehrswende mit sich
bringt. Die Fahrgastzahlen haben
sich vervielfacht und der Kosten-
deckungsgrad ist einer der höchsten
in Deutschland. Saarbrücken und
Kassel sind dem Beispiel mittlerwei-
le gefolgt und auch aus anderen Tei-
len der Welt kommen Verkehrsex-
perten nach Karlsruhe, um sich über
das innovative Stadtbahnkonzept
informieren zu lassen. ■

NATURA 2000
Das europaweite Programm Natura 2000
umfasst ein Netz von mehr als zehntausend
Schutzgebieten (360.000 km2) und dient
dem Erhalt besonderer Tier- und Pflanzen-
arten sowie schutzwürdiger Lebensräume.
Dieses Netz wird von allen europäischen
Mitgliedstaaten nach gleichen Rahmenbe-
dingungen eingerichtet. Alle Mitgliedsländer
haben mit ihrem Beitritt zur Europäischen
Union zugesichert, dass die Natura-2000-
Gebiete in ihrer Funktionalität nicht ver-
schlechtert werden. Bei der Sicherung und
Weiterentwicklung der Schutzgebiete sollen
wirtschaftliche, kulturelle und regionale
Anforderungen berücksichtigt werden.

Bundesamt für Naturschutz: 
www.bfn.de/03/0303.htm

Europäische Union, Nature and Biodiversity
Homepage (englisch):
http://europa.eu.int/comm/environment/natu-
re/home.htm

DESSAU-WÖRLITZER GARTENREICH
Die in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun-
derts entstandene Anlage gilt als frühester
und größter Landschaftsgarten nach engli-

In Karlsruhe und Umgebung sorgen moderne Stadtbahnen für hohe Fahrgastzahlen

ÖPNV als Erfolgsmodell

Per Stadtbahn zum Langlauf

schem Muster auf dem Kontinent und stellt
eine Enzyklopädie des deutschen und inter-
nationalen Geisteslebens dar. Bildung, Frei-
heit und Recht auf individuelles Glück sind
Grundwerte der hier wirksam werdenden
Ideenwelt. Auf Grund seiner kulturhistori-
schen Bedeutung wurde das Dessau-Wörlit-
zer Gartenreich in die UNESCO-Liste der
Kulturdenkmäler von außergewöhnlichem
und universellem Wert aufgenommen.

Freunde des Dessau-Wörlitzer Gartenreiches  
www.gartenreich.info

LEBENDIGER RHEIN – FLUSS DER
TAUSEND INSELN
Die akute Vergiftung des letzten Jahrhun-
derts hat der Rhein weitgehend überstanden,
aber der rigorose Ausbau zur Wasserstraße
hat ihm seine Vielfalt und Dynamik genom-
men und zu einer starken Verarmung des
Lebensraumes Rhein geführt. Anhand von
15 Modellprojekten zeigt der NABU auf,
wie an der meistbefahrenen Binnenwasser-
straße Europas mehr Raum für Flussnatur
geschaffen werden kann.

Internetseite des NABU zum Projekt: 
www.lebendiger-rhein.de

lungsstrukturen, die zu höheren Aus-
lastungen von Fahrten führen, oder die
Verbesserung der Verkehrsflüsse auf
Straßen und Schienen durch Harmo-
nisierung von Geschwindigkeiten und
dichtere »Packung« von Ladung und
Fahrzeugen eröffnen Entlastungspo-
tenziale, die weit größer einzuschät-
zen sind, als – mitunter gut gemeinte,
aber den wirtschaftlichen und logisti-
schen Anforderungen krass entgegen
laufende – Verlagerungsbemühungen
auf Schiff und Schiene. Als wichtige
kurzfristige Maßnahme ist es dazu
notwendig, neue Messgrößen, die die
Verkehrsbelastungen besser erfassen,
in die öffentliche und politische Dis-
kussion einzuführen.

Prof. Dr. Peter Klaus ist Inhaber des Lehr-

stuhls für Logistik und Betriebswirt-

schaftslehre der Universität  Nürnberg. 

·································
VON ROMUALD BURYN
·································

Die Geschichte der Flüsse ist
meist ein Versuch, die Natur
zu zähmen und urbar zu

machen. Auch die Oder wurde im
Verlauf ihrer Geschichte nachhaltig
negativ beeinflusst. So führten Beg-
radigungen, Eindeichungen, Befe-
stigungen und Durchstiche sowie die
Schaffung eines Kanals im Unteren
Odertal und die Einpolderung der
Flussaue seit Beginn des 20. Jahr-
hunderts zu einer Laufverkürzung
des Flusses um knapp ein Viertel
und zu einer Reduzierung der Über-
schwemmungsflächen um knapp 80
Prozent.

Mit den Schutzbestrebungen im
unteren Odertal wird seit einiger
Zeit der Versuch unternommen, aus
den Fehlern der Vergangenheit zu
lernen. Bereits 1992 unterzeichne-
ten die Umweltminister Polens und
Deutschlands sowie des Landes
Brandenburg und der Woiwode von
Szczecin eine Erklärung zur Schaf-
fung eines grenzüberschreitenden
Schutzgebietes im unteren Odertal.
Mit der Gründung des Nationalparks
Unteres Odertal im Jahre 1995
wurde dieser Beschluss in nationales
Recht umgesetzt. Beiderseits der
Grenze wurden damit ca. 120.000
ha Land und Wasser unter Schutz
gestellt. Ein deutsch-polnischer
Programmrat aus Vertretern der
Unterzeichner begutachtet und
koordiniert heute die Entwicklung
des Internationalparks. Die Schutz-
gebietsverwaltungen pflegen freund-
schaftliche und vor allem unbüro-
kratische Kontakte.

Die Fortentwicklung des Interna-
tionalparks basiert auf dem euro-
päischen Schutzgebietssystem Na-
tura 2000, das die Mitgliedsstaaten
der Europäischen Union verpflich-
tet, geeignete Schutzgebiete auszu-
weisen. Für grenzüberschreitende
Flüsse ergibt sich aus der Wasser-
rahmen-Richtlinie eine Verpflich-

tung zu enger, flussgebietsbezogener
Koordination und zur Kooperation
der Anrainer-Staaten. Die wesentli-
chen Ziele sind die Verbesserung
des Zustandes der Gewässer, die
Sicherung einer nachhaltigen Was-
sernutzung, der Schutz der von
Gewässern abhängigen Lebensräu-
me sowie die Milderung der Auswir-
kungen von Überschwemmungen
und Dürren. Bis 2015 soll so ein
»guter Zustand« aller Gewässer und
bis 2020 die Einstellung aller
gefährlichen Emissionen erreicht
werden.

Im Nationalpark Unteres Odertal
verfolgt das Land Brandenburg der-
zeit eine Reihe von Maßnahmen zur
Renaturierung. So wurden 1995
zehn Prozent des Nationalparks als
so genannte Schutzzone I festge-
setzt. Diese Gebiete werden nicht
wirtschaftlich genutzt und bleiben
mit Ausnahme des Hochwasser-
schutzes der natürlichen Entwicklung
überlassen. 2004 wurden weitere
220 ha als Schutzzone-I-Gebiete
von der Landesregierung bestätigt,
zusätzliche 1.400 ha sind derzeit im
Verfahren.

Die größte Bedrohung für den
Fluss stellt gegenwärtig das polni-
sche Flussausbau-Programm Odra
2006 dar. Es sieht neben der
Errichtung von Staubecken und
Staustufen bis in den Bereich des
unteren Odertals massive Uferbefesti-
gungen und damit eine Zerstörung
der natürlichen Uferbereiche vor.
Auch die Wiederinstandsetzung und
der Ausbau der Buhnen, die Verfül-
lung der Buhnenzwischenfelder, die
Vertiefung der Altarme und die Ein-
griffe in die natürliche Vegetation
des Landschaftsschutzparks Unte-
res Odertal hätten katastrophale
ökologische Auswirkungen. Eine
solche Zerschneidung und Denatu-
rierung des Flusses ist mit EU-
Recht nicht vereinbar. ■

Internationalpark
Unteres Odertal
Grenzübergreifender Hochwasser- und Naturschutz

Schutzgebiete im Internet

Oliver Glaser ist Projektleiter bei der

Albtal-Verkehrs-Gesellschaft (AVG) und

den Verkehrsbetrieben Karlsruhe (VBK).

Der hier abgedruckte Beitrag stellt eine

stark gekürzte Fassung seines Vortrages

»Zukunft für Mobilität zwischen Stadt

und Region« auf dem Verkehrwendekon-

gress am 3. April in Mainz dar.

Straßenbahnen 

in der Karlsruher

Fußgängerzone

Foto: dpa
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··································
VON ULRIKE HÖFKEN
··································

Zuletzt verzeichnete die Bran-
che ein Flächenwachstum
von 5 Prozent in Deutsch-

land. Von den 390.000 Höfen
bewirtschaften immerhin 16.500
Betriebe 4,3 Prozent der landwirt-
schaftlichen Fläche nach den stren-
gen ökologischen Kriterien. Auch
der Handel mit Öko-Produkten
boomt. Nach 4 Prozent Wachstum
im Jahr 2003 melden der Lebens-
mitteleinzelhandel und der Natur-
kosthandel 2004 wieder Zuwachs-
raten zwischen 5 und 10 Prozent.
Wer also heute in Deutschland auf
ökologischen Landbau und den
Markt für Bio-Lebensmittel setzt,
der setzt auf eines der wenigen
Wachstumssegmente auf dem
Lebensmittelmarkt. In Berlin er-
reicht der Biohandel schon 15 Pro-
zent Anteil am Lebensmitteleinzel-
handel.

Auch in den mittel- und osteu-
ropäischen Ländern ist die Entwick-
lung oft positiv. Der Flächenanteil
des Öko-Landbaus beträgt in Tsche-
chien bereits 6 Prozent, in Sloweni-
en 4 Prozent und in Estland 3,5 Pro-
zent. Das starke Flächenwachstum
begann Mitte der neunziger Jahre
und steht in Zusammenhang mit der
Aufnahme vieler Staaten in die
Drittlandsliste der EU, was die
Exporte in die EU erleichtert. Ein
Großteil der Produkte wird seitdem
exportiert, auch weil das Öko-
Bewusstsein auf den Heimatmärkten
nicht sehr verbreitet ist. So werden
in Tschechien etwa 70 Prozent, in
Ungarn und der Slowakei sogar 90
Prozent der biologischen Erzeugnis-
se exportiert.

Nach einer Untersuchung des
Fachbereichs Agrarmarketing an der
HU Berlin sehen deutsche Bio-Kon-
sumentInnen diese Entwicklung posi-
tiv: Sie erwarten geringere Preise
und ein breiteres Warensortiment.
Ein Großteil der Befragten zweifelt
aber an den entsprechenden Kontroll-

systemen, obwohl die neuen Mit-
gliedsstaaten die europäischen Richt-
linien und Gesetze ohne Übergangsre-
gelungen übernehmen mussten.

Den heimischen ÖkobäuerInnen
bereitet die Konkurrenz aus den
neuen EU-Ländern Sorge. Auch
weil viele Länder hier einen wach-
senden Exportmarkt identifiziert
haben. So will Tschechien den
Anteil seines Ökolandbaus bis
2010 auf 10 Prozent annähernd
verdoppeln. Ungarn plant ähnli-
ches. Von dem wachsenden Bio-
Markt in Deutschland soll aber
auch die heimische Landwirtschaft
profitieren. Gefragt ist deshalb
eine Strategie, mit der Verbrau-
cherInnen stärker an regionale
Produkte gebunden werden. Mit
dem Förderprogramm »REGIO-
NEN AKTIV – Land gestaltet
Zukunft« des Bundesverbraucher-
ministeriums werden hier wertvolle
Erfahrungen gesammelt.

Bald Gen-Mais in Polen? 
Der Strukturwandel der polnischen Landwirtschaft bereitet GVO-Pflanzen den Boden

Nicht nur in Deutschland sorgen geänderte politische Rahmenbedingungen für
Zuwachsraten beim Ökolandbau 

Die Zeichen stehen auf Bio 

Eine wesentliche Voraussetzung
für die positive Entwicklung in
Deutschland ist das 2001 durch
Renate Künast eingeführte Biosie-
gel. Bis Ende 2004 haben sich
bereits 24.000 Produkte registrie-
ren lassen. Seit 2002 existiert
zudem das Bundesprogramm Ökolo-
gischer Landbau. Es verfolgt das
Ziel, mit einer gezielten Unterneh-
mensunterstützung und Verbrau-
cheraufklärung eine ausgewogene
Entwicklung von Angebot und
Nachfrage an Erzeugnissen des öko-
logischen Landbaus zu befördern.

Positiv für den Ökolandbau wirkt
auch die EU-Agrarreform vom
Sommer 2003 (Luxemburger
Beschlüsse). Die Direktzahlungen
aus Brüssel werden damit in den
nächsten Jahren nicht mehr an die
Produktionsmengen, sondern an die
bewirtschaftete Fläche gekoppelt.
Der einzelne Bauer, die einzelne
Bäuerin kann sich so für eine ökolo-
gische Produktionsweise entschei-
den – die weniger Ertragsmenge
abwirft – ohne die früheren Nach-

teile zu erleiden. Zusätzlich gibt es
seit 2004 einen EU-Aktionsplan zur
Förderung der ökologischen Land-
wirtschaft und von ökologisch
erzeugten Lebensmitteln.

Das alles sind Meilensteine in
einer zuweilen stürmischen Ent-
wicklung!  Das Ziel ist klar: Der
momentane Marktanteil des Öko-
landbaus von 4,3 Prozent in
Deutschland soll auf 20 Prozent
gesteigert werden. Die politischen
Rahmenbedingungen dafür wurden
geschaffen, damit das entsprechen-
de Potenzial realisiert werden kann.
Die EU-Agrarkommissarin Fischer-
Boel hat gerade erst auf der Grünen
Woche in Berlin deutlich gemacht,
dass die Reformpolitik fortgesetzt
wird und sich die Landwirtschaft
verstärkt auf den Markt ausrichten
muss. Die bisherigen Nischen wer-
den in diesem Zusammenhang an
Bedeutung gewinnen. Damit hat der
Ökoanbau in Deutschland gute
Chancen, die 20 Prozent-Marke zu
erreichen. ■

Europäischer Rückenwind

··································
VON PETER STRATENWERTH
··································

Verglichen mit seinen westli-
chen Nachbarn ist Polen ein
Agrarland: Über 90% der

Landesfläche sind ländliche Regio-
nen, mehr als ein Fünftel der Bevöl-
kerung lebt direkt von der Land-
wirtschaft, die Hälfte von ihnen
wirtschaftet in bäuerlichen Kleinst-
betrieben. Doch auf den insgesamt
18 Millionen Hektar landwirt-
schaftlicher Nutzfläche werden nur
vier Prozent des Bruttosozialpro-
duktes erwirtschaftet.

Auch vor diesem Hintergrund
wird die Einführung von transgene-
tisch modifizierten Pflanzen in der
polnischen Landwirtschaft unter
WissenschaftlerInnen schon länger
diskutiert. Nachdem die EU im
Herbst grünes Licht für den kom-
merziellen Anbau einiger GVO-
Pflanzen gegeben hat, wird diese
Frage dringender. Konzerne wie
Monsanto, Bayer, Syngenta u.a.
haben ein Interesse daran, ihren
Markt an patentierten und zu Her-
bizidresistenz modifizierten Pflan-

zen in Mittelosteuropa auszubauen.
Verglichen mit Westeuropa müssen
sie dabei nur mit geringem Wider-
stand rechnen. Seit Anfang Septem-
ber werden im polnischen Saatgut-
katalog bereits GVO-Maissorten
spanischer und französischer Fir-
men angeboten. Der polnische
Landwirtschaftsminister Wojciech
Olejniczak hat nach  Angaben aus
dem Ministerium die neue techni-
sche Errungenschaft vorbehaltlos
als Chance für Polen begrüßt.
ExpertInnen des Landwirtschafts-
und Umweltministeriums regen
jedoch zum gründlicheren Nachden-
ken an.

Polen ist nicht mehr das Agrar-
Billigproduktionsland, das es ein-
mal war. Die ländlichen Regionen
befinden sich im Umbruch, ein
Strukturwandel ist unumgänglich.
Preise und Löhne sind in den letzten
15 Jahren um das Zehnfache gestie-
gen – die Preise für viele Agrarpro-
dukte stagnieren jedoch. Der Struk-
turwandel und das Erreichen westli-
cher Standards verlangen von den

EU-Erweiterung
Informationen der  Europäischen Kom-
mission über die neuen Mitgliedsstaaten
und den weiteren Erweiterungsprozess:
http://europa.eu.int/comm/enlargement

Europäische Kommission 
www.europa.eu.int
Die offizielle EU-Homepage der Eu-
ropäischen Kommission ist die zentrale
Startseite zu Institutionen und Poli-
tikbereichen der EU sowie zu zahlrei-
chen offiziellen Informationen und Do-
kumenten der Gemeinschaft. Sie bietet
Verweise auf Struktur, Aufbau und Ar-
beitsweise der Kommission sowie Zu-
gang zu Dokumenten. Diese Startseite
ermöglicht auch den Zugang zu den ein-
zelnen Generaldirektionen und Diensten
der Europäischen Kommission, die ih-
rerseits wieder Ausgangspunkt für die
Recherche nach politikfeldorientierten
Informationen sind. 

Europäisches Parlament
www.europarl.eu.int
Die Seite bietet eine Fülle von Dokumen-
ten und umfangreiche Informationen zu
Aufgaben und Aktivitäten des Europäi-
schen Parlaments und der Abgeordneten. 

Europäischer Bürgerbeauftragter
www.euro-ombudsman.eu.int
Informationen des Europäischen Bür-
gerbeauftragten mit Verweisen auf Ent-
scheidungen, Aktivitäten, entsprechen-
de nationale Instanzen sowie Petitions-
und Beschwerdemöglichkeiten. 

Adressen für EU-Informationen vor Ort
Verzeichnis der Einrichtungen und In-
itiativen, die im Rahmen der Informati-
ons- und Kommunikationspolitik der Eu-
ropäischen Kommission tätig sind: Na-
tionale Informationszentren, Info-
Points, Foren im ländlichen Raum, Eu-
ropäische Dokumentationszentren, Eu-
ro-Info-Zentren, EG-Beratungsstellen,
Referenten-Team Europe, Information für
die BürgerInnen: 
http://europa.eu.int/comm/relays/
edcde.htm

Europa in den Mitgliedsländern 
Vertretungen der Europäischen Kom-
mission in Deutschland: 
Unter den Linden 78, 10117 Berlin,  
Tel. 00 49 (30) 22 80-29 00
in Österreich: 
Kärntner Ring 5-7, 1010 Wien, 
Tel. 00 43 (1) 516 18-0
in den Niederlanden: Korte Vijverberg 5,
2513 AB  Den Haag, 
Tel. 00 31 (70) 313 53 00

Weitere Informationen und Links unter
www.fluesse-verbinden.net

EU-Internetlinks

BäuerInnen, ihre Betriebe ständig
zu vergrößern, auszubauen und zu
modernisieren. Kredite werden auf-
genommen, neue Abhängigkeiten
werden geschaffen – der Druck von
allen Seiten steigt.

Viele LandwirtInnen werden sich
aufgrund dieser Zwänge gerne von
GVO-Saatgut überzeugen lassen.
Heute beziehen sie nur 7% ihres
Saatgutes von Saatgutfirmen (in
Deutschland: 80%). Der Rest ist
eigene Nachzucht, worin eine
Hauptursache für die kleinen Erträ-
ge gesehen wird. LandwirtInnen, die
expandieren wollen, sind jedoch auf
große Erträge angewiesen. Doch
wer wird in Zukunft die Marktlücke
im Saatgutgeschäft füllen: finanz-
schwache polnische Saatgutfirmen
oder amerikanische und internatio-
nale Saatgutkonzerne?

Der polnische Ökoproduzenten-
verband hat bis heute Schwierigkei-
ten, sich zu organisieren. Daher
wird er es schwer haben, in Polen
GVO-freie Zonen nach westlichem
Vorbild durchzusetzen. Einen
großen Erfolg konnte die Organisa-
tion ICPPC (International Coalition
to protect Polish Countryside) erzie-

Peter Stratenwerth lebt als Ausland-

schweizer seit 15 Jahren in Polen und

betreibt einen ökologischen Hof mit

Getreide- und Milchverarbeitung. Der

oben stehende Text ist eine gekürzte Ver-

sion seines Vortrags auf der Veranstal-

tung »Gentechnikfreie Landwirtschaft im

erweiterten Europa – Perspektiven grenz-

übergreifender Zusammenarbeit« am 30.

Oktober 2004 in Eberswalde.

Ulrike Höfken ist Agraringenieurin und seit

1998 stellvertretende Vorsitzende des Aus-

schusses für Verbraucherschutz, Ernährung

und Landwirtschaft sowie verbraucher- und

agrarpolitische Sprecherin der Fraktion

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Im Rahmen des Projektes »Flüsse verbinden

europäische Regionen« wurden verschieden

Veranstaltungen zum Thema Ökolandbau

durchgeführt. Weitere Informationen hierzu

auf der Internetseite www.fluesse-verbin-

den.net in der Rubrik Verbraucherschutz.

len. Sie überzeugte den Rat der
Wojewotschaft Karpaten davon,
ihre gebirgige Wojewotschaft im
südöstlichsten Zipfel Polens zur
GVO-freien Zone zu erklären. Sol-
che Ansätze werden aber vermutlich
in anderen Wojewotschaften Polens,
in denen intensiverer Ackerbau
betrieben wird, bedeutend schwerer
durchzusetzen sein.

Bleibt zu hoffen, dass die
ÖkobäuerInnen in Polen die Hürden
bei der Organisation ihres Verban-
des bewältigen und gemeinsam noch
stärker auftreten können, als sie es
in vielen Einzelinitiativen jetzt
schon tun. Immer wichtiger wird
auch die Zusammenarbeit mit Kon-
sumenten- und Umweltorganisatio-
nen sowie mit Organisationen im
Ausland. ■

Druck auf Betriebe wächst

Fotos: dpa
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Nach der Erweiterung ist 
vor der Erweiterung: Zur Rolle der EU-

Nachbarschaftspolitik im südlichen Kaukasus

··································
VON WALTER KAUFMANN
··································

Mit der 2007 anstehenden
Erweiterung der Europäi-
schen Union um Rumänien

und Bulgarien sowie durch einen
evtl. Beitritt der Türkei werden
Georgien, Armenien und Aserbaid-
schan direkte Nachbarn der EU.
Diese hat darauf mit der Aufnahme
der drei Länder in die »Europäische
Nachbarschaftspolitik« und mit der
Ernennung eines Sonderbeauftrag-
ten für den Südkaukasus reagiert.

Damit rückt eine faszinierende
Region an die EU heran, deren
Gesellschaften sich selbst als ureu-
ropäisch betrachten und über viele
kulturelle und historische Bindun-
gen an Europa verfügen. Zugleich
bildet die Region südlich des Kauka-
sus eine kulturelle und geostrategi-
sche Brücke zwischen Europa und
dem Kaspischen Raum sowie dem
Mittleren Osten. Insbesondere Aser-
baidschan kann dabei als säkularem
Staat mit islamischer Bevölkerung,
der sich nach Europa orientiert, aber
über vielfältige Verbindungen nach
Zentralasien verfügt, eine besondere
Mittlerfunktion zukommen.

Im Bewusstsein seiner Bewohne-
rInnen und seiner politischen Eliten
bildet der Südkaukasus allerdings
keine Region. So sehr die massiven
Probleme miteinander zusammen-
hängen und aufeinander einwirken –
von den Auswirkungen des Tschet-
schenienkriegs im Norden über die
ungelösten ethnopolitischen Kon-
flikte im Süden, die Probleme mit
Drogen-, Waffen- und Men-
schenhandel bis zur Bedrohung des
einzigartigen Ökosystems Kaukasus
– regionale Perspektiven und
Zusammenarbeit scheitern bislang
fast immer an der politischen Zer-
rissenheit zwischen den drei Staaten
und den drei nicht anerkannten de-
facto-Staaten, die sich nach den
Kriegen in der ersten Hälfte der
90er Jahre aus der südkaukasischen
Erbmasse der Sowjetunion gebildet
haben. So bestehen zwischen Aser-
baidschan und Armenien sowie der
von Armenien unterstützten de-
facto-Republik Berg-Karabach in
Aserbaidschan ebenso wie zwischen
Georgien und den nach dem Bürger-
krieg abgespaltenen Republiken

Politische Zerrissenheit

Walter Kaufmann ist Leiter des Südkau-

kasus-Büro der Heinrich-Böll-Stiftung in 

Tbilisi.

Abchasien und Südossetien immer
noch lediglich Waffenstillstände.

Zudem ist die Region Schauplatz
eines geopolitischen Konkurrenz-
kampfes zwischen Russland und den
USA, mit Nebenrollen für die EU,
die Türkei und den Iran. Russland
verfolgt zur Wahrung seines Ein-
flusses bislang eine klassische Hin-
terhof-Politik: Ausnutzen der eth-
nopolitischen Konflikte, Festhalten
an Militärbasen gegen den Wider-
stand der georgischen Regierung,
Geheimdienstaktivitäten. Die USA
investieren politisch und wirtschaft-
lich in den Südkaukasus v.a. wegen
seiner Bedeutung als Transportkor-
ridor für Öl und Gas aus dem Kaspi-
schen Meer und seiner Nähe zu den
Krisenregionen des Mittleren
Ostens.

Die EU verfügt über gute Aus-
gangsbedingungen für eine Nach-
barschaftspolitik in der Region: Sie
hat ein positives Image und wird –
anders als die USA und Russland –
nicht als Spieler mit vorwiegend
eigennützigen Interessen angesehen.
Alle Regierungen der Region haben

Region voller Konflikte: Abchasische Flüchtlinge in Georgien, Foto: dpa

die Annäherung an die EU zur Pri-
orität ihrer Politik erklärt und kön-
nen und müssen in Bezug auf Demo-
kratisierung und Rechtsstaatlichkeit
beim Wort genommen werden. Vor
allem aber ist die EU der wichtigste
Orientierungspunkt für die zivilge-
sellschaftlichen Eliten in ihrem
Bemühen, gesellschaftliche Tabus
aufzubrechen, nationalistischer
Mythenbildung entgegenzuwirken
und neue, modernere Formen von
Staatlichkeit aufzubauen.

Friedenspolitisch sollte es vor-
rangige Aufgabe der EU sein, der
konfliktfördernden geopolitschen
Konkurrenz in der Region entgegen-
zuwirken und für ein Sicherheitssy-
stem unter Einschluss aller in der
Region relevanten Akteure zu wer-

mehr Menschen davon überzeugt
sind, dass es zu einem Zusammen-
prall der Kulturen kommt – von
besonderer Wichtigkeit.

Es ist höchste Zeit, dass wir
EuropäerInnen unseren Umgang
mit dem politischen Islam überden-
ken, ein differenzierteres Bild der
verschiedenen Kräfte und Bewegun-
gen entwickeln und diese in den
politischen Dialog und Austausch
einbeziehen. Dabei wird es auch
darum gehen, zu sondieren, welche
Kräfte sowohl im säkularen als auch
im islamistischen Lager existieren,
die demokratische und rechtsstaatli-
che Reformen des Systems anstre-
ben und sich klar zu einem Gewalt-
verzicht bekennen. Hier haben sich
etwa in Algerien interessante, wenn
auch bislang temporäre Pro-
Reform-Koalitionen herausgebildet,
die Unterstützung verdienen.
Gegenüber den Regierungen in der
Region sollte deutlich gemacht wer-
den, dass eine Politik der Einbin-
dung solcher Kräfte – wie etwa in
Jordanien, Marokko und der Türkei
– Anerkennung findet, nicht aber
eine Politik der Repression. ■

Demokratisierung im Nahen und 

Mittleren Osten
··································
VON MURIEL ASSEBURG
··································

Nach den terroristischen
Angriffen vom 11. Septem-
ber 2001 identifizierte die

US-Administration die autoritären
Regime in der muslimischen und
arabischen Welt als Hauptursache
für Extremismus und Terrorismus in
und aus der Region. Der Regime-
wechsel sollte deshalb zum Leitziel
amerikanischer Politik sowie meh-
rerer transatlantischer Initiativen
werden. Die Europäer kritisierten
den amerikanischen Ansatz
zunächst heftig und verwiesen dar-
auf, dass sie selbst mit dem Barce-
lona-Prozess bzw. der Euro-Medi-
terranen Partnerschaft (EMP)
schon seit langem einen partner-
schaftlichen und auf Dauer angeleg-
ten Ansatz der Kooperation zumin-
dest mit einem Teil der Region ver-
folgten, der besser geeignet sei,
durch Unterstützung eines graduel-
len wirtschaftlichen und politischen
Wandels »weichen« Sicherheitsrisi-
ken zu begegnen.

Allerdings kann die europäische
Politik bislang hinsichtlich einer
Demokratisierung der südlichen
Partnerländer der EMP nur
bescheidene Erfolge vorweisen.
Europäische Politik könnte hier
wesentlich wirkungsvoller sein,
wäre sie weniger widersprüchlich.
Diese Widersprüche betreffen insbe-
sondere drei Bereiche: die Partner-
schaft mit Regierungen, die nur

wenig Interesse an Demokratisie-
rung haben, die Elitenzentrierung
bei der Förderung der Zivilgesell-
schaft und die Ausgrenzung mode-
rater islamistischer Kräfte.

Obwohl die EU davon ausgeht,
dass politische Reformen und die
Ausweitung von politischer Teilhabe
notwendig sind, um langfristig Sta-
bilität zu erhalten, ist es den Regie-
rungen in der Region – vor allem vor
dem Hintergrund europäischer
Furcht vor einer demokratischen
Machtübernahme durch die Islami-
sten – gelungen, die europäische
Seite davon zu überzeugen, dass die
säkularen, westlich orientierten
Regime als verlässliche Partner und
Garanten sowohl der inneren als
auch der regionalen Stabilität zu
bevorzugen sind und daher eine
schnelle Ausweitung der Partizipati-
on zu vermeiden ist. Der Ansatz der
EU, der auf einer Partnerschaft mit
den Regierungen basiert, hat daher
keine umfassenden politischen
Reformen befördert, sondern ledig-
lich eine begrenzte Liberalisierung
hervorgebracht.

Die europäische Zurückhaltung,
Menschenrechtsverletzungen, die
Einschränkung von politischen Frei-
heiten und Reformstau auf höchster
Ebene deutlich zu kritisieren und zu
sanktionieren, hat das Mittel des
politischen Dialogs entwertet und

die Regime in ihrer Haltung
bestärkt. Sie hat auch dazu beige-
tragen, dass Reformforderungen aus
den Gesellschaften der Partnerlän-
der sich nicht durchsetzen können
und sich gesellschaftliche Kräfte in
der Regel nicht auf europäischen
Druck verlassen können, der die
Regierungen dazu zwingen würde,
den Spielraum für gesellschaftliche
Aktivitäten und Interessenvertre-
tungen auszuweiten.

Die europäischen Programme zur
Förderung der Zivilgesellschaft
konnten bislang nicht zu einer Mas-
senmobilisierung beitragen. Dies
liegt in erster Linie darin begründet,
dass die Europäer ganz überwie-
gend mit denjenigen VertreterInnen
der Zivilgesellschaft zusammenarbei-
ten, die die intellektuelle, säkulare,
oft im Westen ausgebildete Elite
stellen und sich sicher auf dem
internationalen Parkett bewegen, in
ihren eigenen Gesellschaften aber
nur wenig verwurzelt sind. Damit
mangelt es ihnen an der Basis, um
effektive politische Bewegungen zu
bilden, die Reformen wirkungsvoll
einfordern, Interessen der Bevölke-
rung bündeln und in den politischen
Willensbildungsprozess einbringen
könnten.

Auch der gesellschaftliche Aus-
tausch zwischen Europa und dem
Nahen Osten ist bislang zu eliten-
zentriert angelegt, so dass er keine
Breitenwirkung entfalten kann.
Dabei wäre seine Ausweitung – vor
allem in Zeiten, in denen immer

ben. Sie sollte selbst eine aktive
Rolle dabei übernehmen, innerhalb
eines solchen Systems tragfähige
internationale Garantien zur Absi-
cherung von Friedensabkommen
und zum Schutz nationaler Minder-
heiten bereitzustellen. Gelingt es
der EU, in Zusammenarbeit mit
einer Vielzahl von Akteuren aus
Politik und Zivilgesellschaft lang-
fristig die europäische Orientierung
des südlichen Kaukasus zu sichern,
wird sich dadurch auch das Verhält-
nis zu Russland und zu den Ländern
des Mittleren Ostens positiv wan-
deln können. ■

Welche Rolle spielt Europa?

Statische versus dynamische
Stabilität

Umgang mit dem politischen
Islam

Muriel Asseburg ist wissenschaftliche

Mitarbeiterin in der Forschungsgruppe

Naher/Mittlerer Osten und Afrika der

Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)

in Berlin. 

Positives Image der EU
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»Zukunft für Mobilität zwischen
Stadt und Region«, lautete das
Motto des zweiten Verkehrswende-
kongresses, der im April dieses Jah-
res in Mainz stattfand. Veranstaltet
von der Heinrich-Böll-Stiftung
Rheinland-Pfalz, dem Verkehrswen-
deforum Rheinland-Pfalz, dem Bund
für Umwelt und Naturschutz
(BUND) und dem Verkehrsclub
Deutschland (VCD) und mit Unter-
stützung des Bistums Mainz und der
Europäischen Union wurde den über
100 TeilnehmerInnen unter der
Schirmherrschaft von Umweltmini-
sterin Margit Conrad eine breite
Palette an Themen vorgestellt.

Grenzüberschreitungen spielten
dabei in mehrfacher Hinsicht eine
Rolle. So informierte Karl-Heinz
Boßan (Frankfurter Institut für
umweltorientierte Logistik) die
ZuhörerInnen über den vorbildlich
umweltfreundlichen ÖPNV in Frank-
furt/Oder: Dort werden die Erdgas-
busse und Straßenbahnen bald im
normalen Alltagsbetrieb die Grenze
nach Polen (Slubice) überfahren. Der
Karlsruher Referent Oliver Glaser
berichtete über die dortige Stadt-
bahn, die europaweit als vorbildlich
gilt. Er lobte die gute Entwicklung
im Karlsruher Verkehrsverbund und
skizzierte die Grenzüberschreitung
nach Wörth/Rheinland-Pfalz, die
sich im Vergleich zum Beispiel
Frankfurt/Oder ausgesprochen
schwierig gestaltete.

»Gerade vor dem Hintergrund der
EU-Erweiterung ist der Blick und
die Zusammenarbeit über die Gren-
zen hinweg wichtig und wir können
davon nur profitieren«, stellte Wolf-
gang Faller von der Heinrich-Böll-
Stiftung fest. Als Beispiel nannte er
die Einführung der Londoner City-
Maut: »Dieses Projekt zieht inzwi-
schen Kommunalpolitiker aus ganz

Die Donau zählt mit ihren weiten
naturbelassenen Passagen im Osten
zu den großartigsten Naturräumen
Europas. Als prioritäre Achse im
Rahmen der Transeuropäischen Ver-
kehrsnetze (TEN) gerät sie jedoch
zunehmend in den Fokus der Nutz-
barmachung durch die Schifffahrt.
Zwar stellt der Fluss als »natürliche
Straße« mit geringerer CO2-Belas-
tung bei gleicher Tonnage eine
umweltfreundliche Alternative dar.
Doch was, wenn durch die erforderli-
chen Ausbaumaßnahmen unersetzli-
che Naturjuwele geopfert werden?
Welche Verkehrsentlastung kann die
Donauschifffahrt wirklich bringen?
Gibt es Möglichkeiten einer Koexis-
tenz von Naturschutz und Schiff-
fahrt?

Auf diese Fragen versuchte eine
internationale Konferenz im Juni
2004 in Wien Antworten zu geben.
Mit dem Bund Naturschutz
(Deutschland), der Association of
Danube Settlement (Ungarn), Zelena
Akcija (Kroatien), dem Ecological
Movement of Novi Sad (Serbien),
dem Eco Counselling Center Galati
(Rumänien), CEIE (Bulgarien) sowie
BLICK (Ukraine) und dem WWF
Österreich waren acht Donauanrai-
nerstaaten mit namhaften NGOs ver-
treten. Die ReferentInnen berichte-
ten über Naturschutz und Schifffahrt
in ihren Staaten sowie über Nut-
zungskonflikte. So ist z.B. in Belene,
Bulgarien, in einem höchst schüt-
zenswerten Areal ein Atomkraftwerk
geplant. Besonders brisant ist die
Situation in der Ukraine, wo im
Donaudelta die Ausbaggerung von
Schifffahrtskanälen geplant und lei-
der auch schon zum Teil realisiert ist.

Der zweite Teil der Tagung mach-
te deutlich, dass eine echte Verlage-
rung vom LKW-Transit auf die
Schifffahrtswege kaum möglich ist:

Europa an; gegen alle Prophezeiun-
gen ist die Maut ein großer Erfolg.«
Prof. Dr. Monheim motivierte das
Publikum, offensiver an eine Ver-
kehrswende heranzugehen: Mobilität
und Autobesitz dürften nicht gleich-
gesetzt werden. Dem Automobil
werde viel zu viel Gutes nachgesagt
und die massiven Nachteile viel zu
wenig wahrgenommen, während es
mit dem ÖPNV genau umgekehrt sei:
»Er wird als Kostenfaktor gesehen,
obwohl in ihm handfeste wirtschaft-
liche Vorteile stecken und viel mehr
machbar ist, als bisher getan
wurde.« Das nötige Umdenken bei
den politischen Entscheidungsträ-
gern habe immer noch nicht begon-
nen, so Prof. Dr. Monheim.

Etwas positiver äußerte sich
dagegen der Wirtschaftswissen-
schaftler Prof. Dr. Mehlhorn von der
FH Mainz. Seiner Ansicht nach hat
die Wirtschaft die Zeichen der Zeit
bereits erkannt und der öffentliche
Verkehr gewinnt als Wirtschaftsfak-
tor zunehmend an Bedeutung.

Ein deutliches Fazit zog Jupp
Trauth vom Verkehrswendeforum:
»Eine Zukunft ohne öffentliche Ver-
kehrsmittel, wie sie manches pessi-
mistische Szenario darstellt, darf
und muss nicht sein, wenn das Ange-
bot und das Unternehmenskonzept
stimmen.« Mit Verweis auf das
Karlsruher Modell kritisierte er die
Zuständigen vor Ort: »Warum das
hier in Mainz und Rheinhessen mit
der Rheinhessentram bislang noch
nicht funktioniert, kann nur mit
Unkenntnis oder Ignoranz der Poli-
tik erklärt werden.« ■

MAINZER VERKEHRSWENDEKONGRESS 
VON WOLFGANG FALLER

INTERNATIONALE DONAUKONFERENZ 
VON DANIELA GRAF

www.fluesse-verbinden.net
Infos in Deutsch,  Niederländisch und Eng-
lisch zu den Folgen der EU-Erweiterung für
Umweltschutz, Verbraucherschutz und Kul-
tur aus mehr als 30 Veranstaltungen, die
2004  im Rahmen des von der EU geförder-
ten Projektes »Flüsse verbinden europäische
Regionen: Die EU-Erweiterung als Chance«
stattfanden.

Aufgrund der Langsamkeit der
Schifffahrtswege, ihrer wasser-
standsbedingten Unberechenbar-
keit und der fehlenden Umladeter-
minals zahlt sich der Umstieg aufs
Schiff nur für wenige Güter ökono-
misch aus. Die anlässlich des Hoch-
wassers im Sommer 2002 beob-
achtete Verlagerung des Güterver-
kehrs von der Donau auf die Schie-
ne lässt vermuten, dass es sich eher
um eine Konkurrenz zwischen zwei
umweltfreundlichen Alternativen
handelt. Eine Entlastung der
Straßentransitrouten durch eine
Verstärkung der Donauschifffahrt
ist deshalb kaum zu erwarten. 

Die Tagung endete mit einer von
allen NGOs unterstützten Resoluti-
on für die Bewahrung der Donau
vor allzu zerstörerischen Forderun-
gen der Schifffahrt. Dazu zählen
eine übertriebene Ausbaggerung
der Fahrrinne ebenso wie die Auf-
schüttung von unnötigen Dämmen.
Die Resolution bekannte sich zu
gemeinsamen Anstrengungen, die
Feuchtlebensräume entlang der
Donau zu schützen und für ökolo-
gisch verträgliche Hochwasser-
schutzmaßnahmen einzutreten. Die
unterstützenden Organisationen
bezogen sich auf NATURA 2000
und die Europäische Wasserrah-
menrichtlinie und werden ihre For-
derungen sowohl an ihre nationa-
len Regierungen als auch an das
EU-Parlament und die EU-Kom-
mission richten. ■

Wolfgang Faller ist Geschäftsführer

der Heinrich-Böll-Stiftung Rheinland-

Pfalz.
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Daniela Graf ist geschäftsführende

Obfrau der Grünen Bildungswerkstatt

Österreich.

Der Kongress »Die Donau als Lebensader

Europas. Konflikte zwischen Naturschutz

und Schifffahrt« fand in Kooperation mit

dem WWF Österreich am 3. und

4.6.2004 in Wien statt. 

Ein Projekt der Grünen Bildungswerk-
statt Österreich, der Stichting Duurzame
Solidariteit aus den Niederlanden sowie
der Heinrich-Böll-Stiftung und ihrer Lan-
desstiftungen in Deutschland. 

Zukunft für Mobilität zwischen Stadt
und Region 
Dokumentation des Verkehrswendekongres-
ses 2004: Zukunftsszenarien 2030 für
Mobilität und Verkehr – Das Karlsruher
Modell – Kosten und Finanzierung des
ÖPNV – Was kann die Verkehrswende 
erreichen? Mainz, 3. April 2004, 
Heinrich-Böll-Stiftung Rheinland-Pfalz

Wohin verkehrt Europa?
unter: http://www.hbs-hessen.de/europa.html
Online-Dokumentation der Tagung »Wohin
verkehrt Europa? Mobilität und Lebensstile
in städtischen Regionen.
Die Ballungsräume Poznan (Wielkopolska)
– Prag –  Frankfurt/Rhein-Main«
Frankfurt am Main, 17.-18. Juni 2004,
Heinrich-Böll-Stiftung Hessen

Stadt – Grenze – Fluss. 
Doppelstädte an den neuen EU-Binnen-
grenzen 
Publikation zur gleichnamigen Tagung Slu-
bice/Frankfurt (Oder), 29.-30.04.2004,
Heinrich-Böll-Stiftung

Eine Publikation des Projekts »Flüsse verbinden europäische Regionen. Die EU-Erwei-
terung als Chance«

PUBLIKATIONEN 
»FLÜSSE VERBINDEN EUROPÄISCHE REGIONEN –
DIE EU-ERWEITERUNG ALS CHANCE«

Gefördert mit Mitteln der Europäischen
Kommission aus ihrem Programm
»Erweiterung: Das neue Gesicht der EU.
Partnerschaften mit der Bürgergesell-
schaft fördern«.

Bestelladresse:
Heinrich-Böll-Stiftung, 
Michael Stognienko, 
Rosenthaler Straße 40/41, 
D-10178 Berlin, 
Fax: 0049-30-285 34-241, 
E-Mail: stognienko@boell.de

Die EU-Erweiterung gestalten! 
Das komplette Informationsangebot 
ist kostenlos erhältlich auf CD-ROM.  U.a.:
Transport und Mobilität: Alles im Fluss? –
Verkehrspolitik in einem erweiterten Euro-
pa. – Perspektiven einer ökologischen Fluss-
politik. – Mobilität in städtischen Regionen.
– Nach der Flut ist vor der Flut. – Land-
wirtschaft und Tourismus


